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inmltig d Das Verhälknis zwiſchen dem Reich und den Ländern,

ſtlichen fun Grundfrage des deutſchen Verfaſſungslebens, iſt nun
nicht her gen Mittelpunkt aller Erörterungen gerückt worden. Jahre

urch hat der Streit gewährt. Eigentlich mehr unter
Hberfläche, als nach außenhin ſichtbar. Nur Bayern trug
an die Oeffentlichkeit. Aber beſtanden haben die Mei
geverſchiedenheiten überall. Jn Preußen ſo gut wie
Hachſen oder Hamburg. Nur mit verſchiedenen Vorzeichen.
ißen und Hamburg hatten ſich ſchon ſeit langem bereit
irt, die eigene Flagge herunterzuholen und die des
hes zu hiſſen, wenn es zu einer Uebereinſtimmung mit
übrigen Ländern käme. Der Verſuch, auf dem Umweg

GSeoßpreußen wenigſtens eine Reihe Kleinſtaaten zu
itigen, iſt im weſentlichen mißlungen. Jn Schaumbürg-
e entſchied das Volk in einer Abſtimmung gegen das
gehen in dem großen Nachbarn Von Waldeck fiel zwar

mont, ab, das nun einen Teil der Provinz Hannover
et, aber der übrige „Beſitzſtand“ wurde gewahrt. Am
eſten iſt Heſſen gegangen, das einen Antrag vorbereitet,
ach es Reichsland werden ſoll. Nach den bisherigen Be
müungen der Reichsverfaſſung iſt das nicht zuläſſig. Zum
deſten beſteht die Möglichkeit noch nicht. Auch taucht
n die Frage auf, wer die Vertretung dieſes Reichs

he in L es im Reichsrat übernehmen ſoll. An ſich könnte man
ſen werdet n, ſelbſtverſtändlich die Reichsregierung, aber das Stim
Auf di werhältnis würde dadurch eine Verſchiebung erfahren,
r aus tech von ausſchlaggebender Bedeutung werden kann, wenn
nicht mere Länder dieſem Beiſpiele folgen ſollten
fur Okton

r auſ Die Finanzuot edurch die Was alle Vernunftsgründe nicht bewirkt e kann

er We der finanziellen Not gelingen. Die Länder ſtehen
ſich für gu einem Defizit, das ſie aus eigener Kraft nicht zu be

gen vermögen. Das Reich aber lehnt es ab, aus r
Mitteln die Etats der Länder zu balancieren. Es iſtt gar nicht in der Lage. Auch beſteht die Gefaht,

e gericht der Generalagent für die Reparationen ſofort Einſpruch
ift darauf bt, wie wir es bei der Erhöhung der ſüddeutſchen Anehe r an der Bierſteuer bereits der Fall war. Nicht um

Hart t hat Parkert Gilbert in ſeinem Zwiſchenbericht bereits
hsberke t die ungeklärten Finanzbeziehungen zwiſchen dieſen Ge
die h en Deutſchlands aufmerkſam gemacht. Selbſt, wenn Herr
Aſcin Köhler, wie es den Anſchein hat, noch einmal nachgeben

hrs mit wenigſtens einen Teil der durch die Beſoldungsver
ihchaft in nung notwendigen Mehrkoſten auf die Reichskaſſe über
gelun ſümen will, kann es ſich nur um einen Notbehelf han-
der grund i. Es würde lediglich eine Vertagung, nicht eine Er
mung de gung der Frage bedeuten. Aber ſelbſt dazu kommt es
en Re entlich nicht. Jn der Beſprechung der Miniſterpräſi
halten ten und Staatspräſidenten mit der Reichsregierung am
Hie voll Oktober dieſes Datum wird vielleicht hiſtoriſch wer
tet chebaht hat Dr. Peterſen als Wortführer Hamburgs die
die Fehe ge aufgerollt und dabei die Unterſtützung Preußens und
ten un ſens gefunden. Trotz bayeriſchen Widerſprüches kam man
en I der Anſicht, daß es ſo wie bisher nicht weiter geht.
u on Mitte November ſoll eine Sonderkonferenz ſtatt

den, die ſich lediglich mit dieſer Verfaſſungsfrage befaßt
t ne e begrüßen dieſen Schritt auf dem Wege zum deutſchen

ſüch den iheitsſtaat. Von heute zu morgen wird er nicht kom
er a d aber wir wiſſen jetzt wenigſtens, daß die Entwicklung
fte iufhaltſam zu ihm drängt.

z Die Enklavengegen Eine beſondere Rolle in dieſen ganzen Erörkerungen
en die Enklaven. Auf ſie iſt auch in der Konferenz

wollte I 5 Sktober hingewieſen worden. Dieſe Gebietszer
e nung velaſtet die Länder mit erheblichen Untoſten.

h e daß ſie heute noch einen Sinn hätte. Sie ſind ein
de die erbleibſel aus der Zeit der Dynaſtien, wo Länder und
m feſt. er ererbt und erobert wurden. Die Aufſtellung unſeres

rteifreundes Fick in Würzburg hat gezeigt, daß es ſich
um einen der bedenklichſten Uebelſtände unſeres na

alen Lebens handelt. Ein Blick auf die Karte zeigt,
e unhaltbaren Zuſtände daraus erwachſen. Hohenzollern

e Württemberg eingeſchloſſen, gehört zu Preußen, Birken
erein in der Rheinprovinz zu Oldenburg Heſſen zerfällt
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e Teile Thüringens eigentliche Hauptſtadt Erfurt
gi eubiſch. So geht es fort. Ein Gebieksaustauſch ließe
ſträg durch Volksabſtimmung erzielen, doch verſprechen wir
gen wenig davon, weil die meiſten Kreiſe wenig Neigung

n ſpüren die Landeshoheit zu wechſeln. Trotz aller Miß
e lgkeiten. Wohl aber würde ſich das Ganze von ſelbſt
ige nen wenn wir beim deutſchen Einheitsſtaat angelangt

renDie deutſchen Städte
Der deutſche Städtetag in Magdeburg iſt zu einer macht
len Kundgebung für die Reichseinheit geworden. Mit

ſ Mitteldeutſches Wochenblatt für Freiheit u. Baterland
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Ausnahme der Kommuniſten und der bayeriſchen Volks
parteiler war man allgemein der Anſicht, daß es keine
andere Löſung geben kann, als die Vereinheitlichung. Aber
man iſt glücklicherweiſe bei dieſer Entſchließung nicht ſtehen
geblieben, ſondern hat auch ſchon Schritte unternommen,
um dieſe Frage praktiſch zu löſen. Der deutſche Städtetag
hat die namhafteſten Rechtslehrer aufgefordert, Gutachten
auszuarbeiten, wie man die bisherigen VerfaſſungsBe
ſtimmungen in dieſem Sinne ausdeuten vder umarbeiten
kann. All zu ſchwer dürfte es nicht werden, wenn nur der
gute Wille dazu vorhanden iſt. Allerdings wird dann eine
Reform der Verfaſſung ungausbleiblich werden. Vor eini
gen Jahren hätte das noch Bedenken erregt, heute nicht
mehr. Die Republik ſteht ſo feſt, daß keine ihrer Gegner
ſie mehr erſchüttern kann. Nur die Frage der Flagge
würde Schwierigkeiten hervorrufen, doch müſſen wir dann
eben rechtzeitig auf dem Plan erſcheinen

Das Schulgeſetz
Es iſt ſchon heute ſo gut wie ſicher, daß der Keudellſche

Geſetzentwurf in ſeiner vorliegenden Form niemals zur
Durchführung gelangt. Vor allem hat ſich im Zentrum eine
Wandlung vorbereitet., Nicht innerhalb der Reichsregierung,
wo Herr Dr. Brauns und Herr Marx kaum geneigt ſind,
übermäßige Zugeſtändniſſe zu machen. Wohl aber in Preu
ßen und Baden Hier haben die Parteien der Weimarer Koga
lition eine Einigung erzielt. Zufrieden können wir damit
nicht ſein, denn dieſe Kompromiſſe ſind ſelbſtverſtändlich
Halbheiten und genügen unſeren Anforderungen nicht, aber
wir geben gern zu, daß damit dem Entwurf wenigſtens
die ſchlimmſten Giftzähne ansgehröchen werden, und wir
begrüßen es, daß die katholiſche Partei nicht ein
ſeitig auf ihrem Standpunkt verharrt hat. Das nimmt
dem Kampf ſeine Schärfe. Unſere Hoffnung richtet ſich viel
mehr auf jene Länder, die wie Heſſen, Hamburg, Thüringen
zu einer völligen Ablehnung kommen werden. Erſpart blei
ben wird uns der Kampf nicht, aber es beſteht berechtigte
Ausſicht, daß wir ihn erfolgreich führen können. Gelingt
es, auch dieſe ſeeliſch ſo bedeutſame Frage zufriedenſtellend
zu beantworten, ſo iſt die politiſche Lage erheblich ge
klärt. Die Hindenburgfeier

Der 80. Geburtstag des Reichspräſidenten wurde zu
der eindruckvollſten OKundgebung, die Deutſchland ſeit Jahr
zehnten geſehen hat. Auch die Vertreter des alten Regimes

gaben zu, daß man bis in die Zeiten Wilhelms I. zurück
gehen muß, um zu ähnlichen Aeußerungen der Liebe und Be
geiſterung für ein Oberhaupt des Deutſchen Reiches zu ge
Iangen. Ganz richtig ſagte der „Vorwärts“, daß dies ge
rade der beſte Beweis für die Richtigkeit der republikaniſchen
Verfaſſung iſt. Wenn ein Syſtem geſtattet, daß zweimal nach
einander das deutſche Volk ſeine beſten Männer an die Spitze
beruft, ſo hat es ſeinen Wert unwiderleglich dargetan.
Jn der Monarchie herrſcht der Zufall der Geburt. Gelegenk-
lich ein Treffer, meiſtens Nieten. Das Volk aber bezahlt
dann die Zeche, ohne verantwortlich zu ſein. Jn der Replt
blik gibt es das nicht. Dort iſt die Nation tatſächlich ihres
Glückes Schmied. Sie hat gezeigt, daß ſie reif iſt, um ſich
ſelbſt zu regieren

Der Flaggenſtreit
Das Vordringen von ſchwarzrotgold war augenſchein

lich bei der Hindenburgfeier. Selbſt die Gegner erkannten
es widerwillig an. Nur bei der Spalierbildung kam es
nicht deutlich genug hervor. Die Schuld daran tragen
das Reichsbanner und die ſozialdemokratiſche Partei. Wir
haben ſchon vorher an dieſer Stelle unſerm Bedauern
darüber Ausdruck gegeben, daß beide Zurückhaltung verkün-
det haben. Der Beſchluß des Reichsbanners wurde übrigens
mit einer Stimme Mehrheit gefaßt und hat namentlich
im Zentrum große Verſtimmung hervorgerufen. Wäre dieſe
Organiſatton mit ihrem gewaltigen Maſſenaufgebot ange
kreten, wie es die Demokratiſche Partei getan hat, ſo hätten
die Republikaner weit überwogen, ſtatt nationaliſtiſchen Ver
bänden das Feld zu überlaſſen. Man wird hoffentlich für
die Zukunft daraus lernen. Ein durch die Wahl an die
Spitze der Republik emporgehobener Mann muß von jedem
echten Demokraten geehrt werden, denn ſonſt verleugnet
man die Gründlagen, auf denen wir unſere Veraſſung auf
gebaut haben. Und es lag bei Hindenburg perſönlich wirklich
kein Anlaß vor, davon Abſtand zu nehmen.

Hindenburgs Antwort
Graf Weſtarp hatte in Hannover eine jener Reden

gehalten, die ihn als den ewig Unbelehrbaren zeigen. Mit
arbeit an der Republik, um zur Monarchie zu gelangen.
So deutete er auch die Stellung Hindenburgs aus. Der
Reichspräſident aber hat in ſeiner Rede, mit der er auf
die Anſprache des Kanzlers erwiderte die richtige Antwort
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gegeben. Er betonte ſcharf, daß er dem Vaterlande Und
nicht einer Partei diene. Dann aber folgte jene Stelle
die noch viel bedeutſamer erſcheint. Hindenburg ſprach
davon, daß der Streit der Meinungen ruhig und ſachlich
geführt werden ſolle und verlangte dann Achtung für
diejenigen, die nach neuen Wegen ſuchen, ſelbſtverſtändlich
nach Achtung der großen Vergangenheit und ihrer Neber
lieferung. Das iſt nicht mehr mißzuverſtehen. Jan eingeweih
ten Kreiſen wußte man längſt, daß der Feldmarſchall über
das Verhalten ſeiner eigentlichen Wähler ſtark verſtimmt
iſt. Er begreift nicht, daß ſie ihm nicht weiter folgen, wenn
er im Jntereſſe des Vaterlandes neue Wege einſchlagen muß.
Die Kritik, die vielfach, namentlich in der Außenpolitik
von rechts her geübt wurde, hat ein Gefühl des Unmuts
in ihm ausgelöſt, dem er bei dieſer Gelegenheit offenbar
Ausdruck geben wollte. Für uns aber iſt das ein ſchla
gender Beweis dafür, daß er auch innerlich mit dem neten
Kurſe einverſtanden iſt. Nicht zuletzt hat er Löbe gegenüber
betont, daß er treu zu ſeinem Eide ſteht. Auch von deutſch
nationaler Seite kann man heute hören, daß mit dieſem
Manne die Republik ihre endgültige Feſtigung erfahren
bat

Der neue Kurs
Jn einer Anſprache hat der Kanzler die Jnnen

und Außenpolitik erwähnt. Ueberall ſind neue Formen
notwendig geworden. Jm Jnnern die vepublikamiſche, nach
außenhin die internationalen. Wir wollen ein klein wenig
Geduld aufbringen. Wer bei der Hindenburgfeier genauer
zuſah, konnte mit Genuügtuung feſtſtellen, daß die Er
kenntnis dieſer Notwendigkeiten in den letzten Jahren gewal

lge Fortſchritte gemacht. Auch bei den Militärs Ein ſehr
bekannter Feldherr des Weltkrieges hat einmal geäußert,
er werde das kaiſerloſe Berlin nie wieder aufſuchen Er
kam doch und ſein Sohn dient in der Reichswehr der

deutſchen Republik. Auch zahlreiche andere Generäle haben
ihren Frieden mit der neuen Zeit geſchloſſen. Sogar Ver
„hände, die das noch vor Jahren abgelehnt haben. Das

wird weiter gehen. Die alte Generation kann nicht mehr
die Republik jubelnd begrüßen, ſondern ſie höchſtens mit
wehmütigem Lächeln dulden. Aber ſie tritt allmählich vom
Schauplatz der Ereigniſſe ab, und es iſt unſere Aufgabe,
dafür zu ſorgen, daß die heranwachſende Generation ſich
in dem neuen Staat feſt verwurzelt.

Spanien
Das wichtigſte Ereignis der Außenpolitik war die Be

gegnung Chamberlain und Primo de Rivera in der Nähe
von Barcelona Ueber die Ergebniſſe iſt noch ein Schleier

gebreitet Kein Communiquee hat uns von Beſchlüſſen Kennt
nis gegeben, vielleicht werden wir etwas mehr erfaähren,
wenn Ende der Woche der Britiſche Außenminiſter ſeinem
franzöſiſchen Kollegen Bericht erſtattet hat. Handelt es
ſich wirklich um ein Mittelmeerabkommen zwiſchen Eng
land Spanien Italien und Griechenland? Das allerdings
würde die Weltlage gründlich verändern. Die Ankwort ſteht
nöch aus. Vorläufig aber hat das Reich Alfons ſchwere
Erſchütterungen durchzumachen. Richard Mah,

Echt Ludendorff!
Tannenbergbund gegen Hindenburg.

Die „Deutſche Wochenſchau“, das Blatt des LTantterg
bergBundes, deſſen Schirmherr General Ludendorff iſt,
hat vor einigen Tagen einen Bericht über die Tannenberg
Feier gebracht, der eine klare Beſtätigung dafür bringt
daß Ludendorff aufs tiefſte darüber beleidigt iſt, daß bei
dieſer Feier nicht er, ſondern Reichspräſident von Hinden
burg im Mittelpunkt der Huldigungen geſtanden hat. Unter
der Ueberſchrift: „Das Jehova- Denkmal bei Tannenberg“
veröffentlichte das Blatt die Schilderung eines Berichter
ſtatters, der ſein Urteil über die Veranſtaltung in die drei
Worte zuſammenfaßte: „Alles jüdiſche Mache.“ Man könnte
über den hanebüchenen Unſinn, den das völkiſche Blatt zu
ſammengereimt hat, zur Tagesordnung übergehen, wenn
nicht hier aus erſter authentiſcher Quelle beſtätigt wurde,
daß Ludendorff es bei dieſer Feier bewußt darauf angelegt
hatte, gegen den Reichspräſidenten von Hindenburg Stel
lung zu nehmen. Das völkiſche Blatt beſtätigt, daß General
Ludendorff es abgelehnt hatte, bei dem Abfahren der Front
im Wagen des Reichspräſidenten Platz zu nehmen. Ueber
den weiteren Verlauf der Feier hatte der Berichterſtatter
dann folgende Schilderung gegeben: „Die Feier vor dem
Kubus im Ehrenhof entzog ſich meinen profanen Blicken,
Und das nächſte, was ich miterlebte, war der Anblick des
Feldherrn Ludendorff, der mit ſeinem Adjutanten allein
auf der Feldherrn Tribüne ſtand, weil er es gblehnte
mit ſozialdemokratiſchen Miniſtern zuſammen in einem der

rubiſchen Türme u frühſtücken. Daun kam der hloriche



Moment, an dem Hindenburg, Mackenſen und andere Ge
nerale die Feldherentriblne beſtiegen und den Reichs
kanzler, den Miniſter des Jnnern Grzeſinſkt und den Ver
treter des Miniſterpräſidenten Braun auf die Feldherrn
kribüne mitnahmen, um den Parademarſch abzunehmenl!!
Als der Feld marſchall dieſe Herren hinaufgebeten hatte, ver
ließ Feldherr Ludendorff die Tribüne!!!“

Ludendorff vrächt ſich jetzt an Hindenburg für die
Schmarh, die er ihm angeblich bei der Tannenberg- Feier an
getan hat. Sein Tannenberg-Bund erläßt jetzt folgenden
allerhöchſten „Befehl“ den „Die Deutſche Wochenſchau“
abdruckt:

„Unter Bezugnahme auf die ungeheuerlichen Vorfälle
bei der Enthüllung des Tannenberg- Denkmals verbiete ich
ſämtlichen Angehörigen des Tannenberg-Bundes, an den
Feierlichkeiten aus Anlaß des 80. Geburtstages des Reichs
präſidenten teilzunehmen.

Kreisleiter des Tannenberg- Bundes.
gez. Holtzmann, Major a. D.“

Dr. Höhlers Milchmädchenrechnung
Aus Beamtenkreiſen wird uns geſchrieben Die Beam

ken erhalten ab 1. Oktober Vorſchüſſe auf die demnächſt zu
erwartende Beſoldungsaufbeſſerung. Der für die minder
beſoldeten Gruppen I bis 5 herauskommende Betrag von
25 Mark wurde von dem demokratiſchen Abgeordneten
SchuldteSteglitz gerade in Anbetracht der ab 1. Oktober ein
kretenden zehnprozentigen Mieterhöhung als völlig unzu
vreichend bezeichnet. Jhm erwiderte der Reichsfinanzminiſter
Dr. Köhler, daß der wirkliche Mehraufwand 1,25 bis fünf
Mark betrüge und demzuſolge ſowohl vom niedrigſten Be
trag von 25 Mark wie vom höchſten Betrag von 70 Mark
wohl abzuſtoßen ſei. Die Köhlerſchen Ziffern beziehen ſich
auf den infolge der Mieterhöhung auſzubeſſernden Woh
nüngsgeldzuſchuß, deſſen zehnprozentige Erhöhung nur 1,25
bis fünf Mark betragen würde. Was ſoll aber dieſe Rech
mung gegenüber der Tatſache, daß ab 1. Oktober für eine
Miete von 500 Mark gleich 4,20 Mark, von 720 Mark
gleich ſechs Mark, von 1200 Mark gleich zehn Mark, von1440 Mark gleich zwölf Mark monatlich mehr aufgewendet

werden muß? Dem Diätar, alſo dem nichtfeſtangeſtellten
Beamten der nur 20 Mark Vorſchuß erhält, verbleiben
nach Abzug von 4,20 Mark Mieterhöhung 15,80 Mark.
als Vorſchuß, ein Betrag, der keinerlei fühlbare Entlaſtung
bringt für einen Beamtenhaushalt, der zudem noch mit
Schulden belaſtet iſt. Man ſollte doch nicht immer mit Wor
ken ſpielen, mit 30 Prozent Erhöhung reden, der Oeffent
lichkeit gegenüber den Eindruck erwecken, daß Beamten,
um faſt ein Drittel ihres Einkommens aufge
beſſert werden, wenn die Wirklichkeit ſich ſehr viel kärglicher
erweiſt. Auch die gegenwärtige Regierung ſollte den Mut
aufbringen, zu ſagen, daß ſie der Maſſe der Beamten keine
S n ihrer Notlage zu bringen vermag.

e

Sather Friedenstages wird in Erfurt in der Zeit vom

6. bis 12. Oktober eine Ausſtellung über „Friedensbewe
gung und Friedensarbeit in allen Ländern“ gezeigr. Neben
Photographien, graphiſchen Darſtellungen der vernichten
den Wirkungen der Kriege, künſtleriſchen Bildern, bietet
ſie über aufbauende Arbeit für den Völkerfrieden um
fangreiches amtliches Material des Völkerbundes, des
Haager Schiedsgerichtshofes und der Jnter parlamentariſchen
Union, eine Ueberſicht über die nutzbringende Tätigkeit
der Jnternationalen Kinderhilfe und der Quäker, vieles
über die verſchiedenen Ländergruppen des Weltverbandes
der Vblkerbundligen und beſonders über die Friedens
bewegung in Frankreich, England, Amerika, die nordiſchen
und die verſchiedenen kleineren europäiſchen und außer
europäiſchen Länder.

Friedensausſtellung in Erfurt. Gelegentlich de

d ſich z. B.

zerw altungsrefor
Städte und Wirtſchaft Thüäringens Beiſpiel

Darüber iſt kein Zweifel mehr möglich das kom
munale Leben in den Städten droht durch das Neben-
einander der Landesinſtanzen und der Reichsinſtanzen
immer mehr zu verkümmern. Aus dieſen Gründen her
aus iſt die Magdeburger Reſolution des Deutſchen
Städtetages für den Einheitsſtaat zu verſtehen Wahrhaft
kösmmungale Selbſtverw altung verbunden mit höchſter Wirt
ſchaftlichkeit kann nur unter dein Einheitsſtagt gedeihen
Die Wirtſchaft hat die wirtſchaftliche Seite des Einheits
ſtaatsgedankens aus ihrem eigenen Rationaliſierungserfah
rungen längſt erkannt. Der Verein Deutſcher Maſchinenbau
Anſtalten hat vor kurzem einen ſehr klaren Beſchluß über
en hen gefaßt. Und auch der Großhandel, der
Angſt in Hannover tagte, iſt zu der gleichen Stellung ge
kommen. Der Ruf nach dem Einheitsſtaat iſt immer ſtärker

geworden, er ſchwillt immer mehr an, und er wird ſö
ſtark werden, daß ſich ſchließlich auch die Regierungen
ihm nicht mehr werden verſchließen können. Wenn dies
mal die Wirtſchaft den Einheitsſtaat ſo beſonders ein
dringlich fordert, ſo fordert ſie jetzt nicht eine Berückſich
tigung ihrer Sonderintereſſen, ſondern in dieſem Falle tref
fen ſich ihre Intereſſen mit denen des Staat Sſsganzen. Es
geht nicht mehr an, daß das „hiſtoriſch Gewordene
in alle Ewigkeit beſtehen b. t aus keinem anderen Grund
als dem weil es eben hiſtoriſch geworden iſt. Die leben
digen Tat fachen rochen für den Einheitsſtagt
ünd dafür, alle Rudimente gus der Kleinſtaateret zu beſei
tigen und eine Vereinheitlichung überall da durchzuführen
wo eine Vereinheitlichung wirklich Nutzen

Die Arbeitsſtätte für ſachliche Politik in Dresden gibt
eine ſehr gut geleitete Vierteljahresſchrift „Reich und Län
der heraus Das vorliegende zweite Heft behandelt vom
Standpunkt innerdeulſcher Rechtsvergleichung heraus die öf

fentlich rechtlichen Berufsvertretungen, alſo die Jnduſtrie
Und Handelskammern, die Aerztekammern und die Landwirt
ſchaftskammern. Ein Ueberblick allein zeigt, daß z. B. bei
den Jnduſtrie- und Han delskammern eine
Buntheit und Mannigfaltigkeit herrſcht, die mit
den praktiſchen Notwendigkeiten nicht zu vereinbaren iſt.
Auch die kleineren Länder haben, mit wenigen Ausnah
men, noch ihre eigenen Handelskammern, und die Schwie
rigkeiten auf dieſem Gebiet liegen vielfach, wie ſchon oben
geſagt, in einer übertriebenen Scheu vor der Beſelltgung von
Mißſtänden, die hiſtoriſch geworden ſind und ſchon allein
darum glauben, ein Recht auf Schonung zu beſten Cewiß
ſind bei den Handelskammern einige „Zwergkammern“
verſchwunden, aber eine befriedigende Löſung ließ ſich n
ter den jetzigen Verhältniſſen nicht erreichen. Nur ver
nismäßig ſelten ſind Zuſammenlegungen aus freier Ent
ſchließung eingetreken. Jn Bahern wird neuerdings in
Zuſammenhang mit der Verwaltungsreform die Zuſame
menlegung auch von Handelskammerbegirken erwogen Schon
aber hat ſich lebhafter Widerſpruch geltend gemacht und ne
bekannte nordbahriſche Zeitung hat die Auffaſſung vertre s
ten, daß gerade für den Bereich von Handelskammern zahl
reiche Bezirke zu groß ſeien und im Intereſſe einer rattonellen Arbeitswetſe einer Unterteilung bedürften. Dieſer

Standeunkt wird indeſſen in Wirtſchaftskreiſen kaum Se
teilt werden, denn gerade aus dieſen Kreiſen kommt das
berechtigte Verlangen nach Zuſammenkegung von ſtagt
lichen Behörden und Verwaltungsbezirken. Eine reichsrecht
liche Regelung des deutſchen Handelskammerweſens erſcheint
durchaus notwendig, um auf dieſem e den deutſchen
Ein Die gleichen Verhältniſſe ſtnauch vor bei den Arz e nern Jn dex
Praxis iſt es doch ſo, daß Preußen für ſeine Verhältniſſe
ein Geſetz macht und daß dann die übrigen Staaten mit ge

ringen Veränderungen dieſes Geſetz kopieren. Warum dann

ue irteſtaat vorzubereiten

gleich ein e e Wenn in W e
S S nene

den Kreiſen der deutſchen Landwirtſchaft kein Bed
mehr nach Umwandkung des deutſchen Landwirtſchaft
in eine Reichslandwirtſchaftskammer vorhanden zu
ſcheint, ſo liegen hier allem Anſchein nach rein ſo
Gründe vor. Die grundverſchiedenen Verhältniſſe de
zelnen Landwirtſchaftskammern können auf jeden Fal
Angleichung und Vereinheitlichung vertragen So iſt
in Preußen und auch noch in mehreren anderen Lände
Landwirtſchaftskammer das landwirtſchaftliche Unter
weſen unterſtellt, während es in Süddeutſchland vom
unmittelbar verwaltet wird.

Der Ruf und der Zwang zum Einheitsſtaat ve
nicht einen Bau auf unſicheren Baugrund, ſondern
können bei den Beſtrebunen, die zum Einheitsſtaat
xen, die Erfahrungen durchaus verwendet werden,
Deutſchland ſchon gemacht worden ſind, und zwar
Zuſammenſchluß Thüringens. Karl Du Mont hat
eine beachtenswerte ſtaatswiſſenſchaftliche Unterſuchun
öffentlicht (Der Zuſammenſchluß Thüringens, Leopold
Verlag, Gotha), in der die thüringiſche Frag

ſehr genau geprüft worden iſt. Der Verfaſſer ſchilde
vielen Beiſpielen den Kleinſtaatenjatnmer. Er weiſt
darauf hin, wie ſehr ſich dieſer Jammer erſt im
öffenbart hat, wo ſich ein deutſcher Einheitsſtaat gege
andern verſchloß uſco gut verſorgte Einzelſtaaten den
enthalt der Angehörigen anderer Länder entweder
möglich machten oder auf kurze Zeit beſchränkten Jn t
Buch wird weiter ausgeführt, daß der Wettbewerb
den Städten, Provinzen und den Sla ten zu den un
lichſten Auswüchſen führt, die die Finanzkraſt des Volk
das ſtärkſte in Anſpruch nehmen. Thüringen iſt ein gel
Spiegel des Reichsbildes und deshalb iſt auch die Feeng begachtenswert, daß die Zuſammenlegung in Th

gen auch finanziell ein günſtiges Ergebnis gezeigt hat
je länger die thüringiſchen Kleinſtaaten zuſainmengeh
deſto mehr dürfte ſich der Vorteil dieſer Zuſammenle
offenbaren, wobei immer zu berückſichtigen iſt, daß
der Staatsetat allein, ſondern auch die übrige wirt
liche Entwicklung im Auge behalten werden muß. Aller
wird im Reich wie auch in Thüringen die eine fing
belaſtende Folge eintreten, daß die übherflüſſigen vder
flüfſtg gewordenen höheren Landesbeamten auf das
übernommen werben müſſen, ſchon um ihren weſent
bürokratiſchen Widerſtand zu brechen Daran allerdings
und darf die Forderung des deutſchen Einheitsſtaates

ſcheitern. Diejenigen, die zur Neusbrdnung des Reiche
ſind, mögen nicht nur bei dem wirtſchaftlichen

dium der thüringiſchen Fragen ſich für ihre Aufgabebeceten ſondern auch beherzigen, daß nur ein che

volles Feſthalken an dem Ziel der Einheit in
Erfolg fuh n wked der de hſchieden war, und der ſir
machen wird, wenn Volk, a ament t
hin die Errungenſchaften der Einheit in be ewußter

feſtigen und ausbauen.

Wengktedernng
im Preußiſchen Handels mintſterinn

Jm Preußiſchen Miniſterium für Handel und Gen
ſind mit Wirkung vom 1. Oktober an die Angelegenh

Des Handwerks, der Gewerbeſörderung, des Genoſſenſch

weſens und des Einzelhandels zu einer beſonderen
ah teilung zuſammengeſaßt worden. Die Leitung o

Unterabteilung iſt Lem Miniſtertalrat Schindler übertr

worden
Frauentagung in Eiſenach

Die Frau und das Recht Die Frau und die Holitik,
Die 15. Generalverſammlung des Bundes Deutſcher

Frauenvereine fand diesmal in der Wartburgſtadt Eiſe-
nach ſtatt. Der Auftakt des Frauentages beſtand in einer
Veranſtaltung des Allgemeinen Deutſchen Lehrerinnen

ereins über das Thema: Mädchenbildung und Eltern
haus. Frau Oberſchulrat Emmy Beckmann aus Ham
burg hielt einen einleitenden Vortrag über: „Erhöhte An

forderungen an die Mädchenbildung“ und verlangte u. a.,
für alle Lehrerinnen, auch für die techniſchen, die Univerſi
tkä tsreife und forderte weiter, daß in den pädagogiſchen
Akademien die Frau gleichberechtigt und gleichbefähigt
neben den Männern in dem Lehrplan ihren Platz ein

nehmen kann. Es müſſen Möglichkeiten geſchaffen werden,
um den Mädchen den Beſuch der entſprechenden Lehranſtakt
zu geſtatten, ſei es durch Stipendien und ſtaatliche Jnter
nate, ſei es durch Steuererlaß in umfangreicher Weiſe.
Frau Dr. Zahn-Harnack ſprach ſodann über „Die Mutter
im Ekternrat“ und in der Schulverwaltung“ und beleuchtete
die Aufgaben der arbeitenden Frauen. Frau Anna von
Kaleſch ſtellte als Vorſitzende des Volksſchullehrerinnen
vereins feſt daß die Zahl der Lehrerinnen etwa 25 Prozent
von der der Lehrer beträgt, bei faſt gleicher Geſchlechter
verteilung der Schülerzahl.
Die eigentliche Frauentagung wurde eröffnet durch

die Verbandevorſitzende, Frau Ender, die einleitend her
vorhob; daß die en Tagung berufen ſei, die drin
gendſten Probleme der Ehegeſetzgebung und der politiſchen
Machtbildung der Frauen von neuem dem allgeme inen
Verſtändnis näherzubringen und darüber hinaus kräftig
einzuwirken auf die Geſetzgebung. Als Vertreter des Reichs
juſtiz miniſteriums nahm Miniſterialdirektor Jonas an der
Tagung tefl. Frau Dr. Margarete Behrendt eröffnete den
Reigen der Vorträge mit einem Bericht über das ehe
liche Güterrecht. Sie erklärte u. a., daß das Motiv dafür,
daß der Mann zum Schutz des Vermögens der Frau
beſtimmt et ſeine Unhaltbarkeit zeige dadurch, daß die

Frau, ſoreh ſei Witwe werde, plötzlich die Zahigtett habe,

ihr Vermögen ſelbſt zu verwalten Selbſt führende Juriſten
haben die Unhaltbarkeit dieſes Zuſtandes erkaännt, aber
eine Reſorm des ehelichen Güterrechts iſt noch nicht in
Angriff genommen. Heute, wo der Mann in ben breiteſten
Volksſchichten kaum imſtande iſt, ohne Erwerbsmithilſe der
Frau ſeine Familie durchzubringen, habe die Frau auch noch
größeres Anrecht auf den Ertrag gemeinſamer Lebens
arbeit. Es ſei unerklärlich, daß die Frau nach dem Erb

recht nur ein Viertel des vom Manne hinterlaſſenen Ver
mögens erhielte, während drei Viertel den Kindern zufallen.
Jm Anſchluß an den Vortrag wurde eine Entſchließung an
genommen, die beſagt, daß der Bund Deutſcher Frauen
vereine dafür eintritt, daß als geſetzliche Güterregelung
die Gütertrennung in der Ehe und eine Beteiligung der
Ehegattin an den Errungenſchaften der Ehe eingeführt wird,
und erbittet die Reichsregierung, ein diesbezügliches Geſetz
alsbald vorzulegen.

Frau Dr. Marie Munk ſprach dann über die Ehe
ſcheidungsprobleme und ging in ihrem Vortrag davon aus,
daß eine Aenderung der Eheſcheidungsbeſtimmungen auf
breiter Linie von den Frauen erſtrebt wird. Es müſſe
aber jede Aenderung vermieden werden, durch die die
heute herrſchende geringſchätzige Auffaſſung zur Pflicht der
ehelichen Treue verſtärkt wurde. Es müſſe vielmehr das
Verantwortungsgefühl für die durch die Ehe übernvmme
nen Pflichten erhöht und insbeſondere die Frauen und
Kinder davor bewahrt werden, infolge der Auflöſung der
Ehe ſeliſchen Schaden und wirtſchaftliche Not zu leiden
Vor allem wandte ſich die Rednerin dagegen, daß bisher
nur eine Schuld eines vder beider Ehegatten die Scheidung
ermöglicht. Die zerrüttete Ehe müſſe im beiderſeitigen
Einverſtändnis ebenſo zu löſen ſein, wie auf Antrag eines
Ehepartners. Mißbräuche könnten durch lange Friſten aus
geſchaltet werden. Die Rednerin ſchloß mit dem Mahn-
wort, daß der Mann ſeine Vormäachtſtellung in der Ehe
einem ſchönen Kameradſchaftsleben Gleichberechtigter opfern
müt ſü G

Bei der Erörterung der politiſchen Machtbildung der

Frau bildete das Neſerat von Frau Dr. Gertrud Bä
den Höhepunkt der Tagung.
welche Strömungen für eine Frauenpartei bei dem
des Frauenwahlrechts vorhanden geweſen ſei. Gänz r
habe ſich in a Beſtrebungen das Gefühl offen
Frauen in die Parlamente zu wählen, die eben diepiſchen Frauenletnſche vertreten können. Es iſt danſt

doch aus verſchiedenen Erwägungen, unter denen die gr
ſätz lichen Weltanſchauungen wohl die beſtimmendſten
weſen ſind, der Weg beſchritten worden, die Frauen
den einzelnen Parteien aufzuteilen. Ueber die Wirkſar
der Frauen in dieſen Parteien hinaus aber müſſe
die Frauenwelt immer wieder des Gemeinſamen be
werden, für das ſie ſich einzuſetzen habe, Und ſie n
beſtrebt ſein, die Hemmungen, die ſich der gemeiſe
Arbeit e tolerant zu beſeitigen
Struktur der Parteien habe bisher den Fran nichtlaubt, ſtärker a der Zahl in den Parlamenten zur Gel

zu kommen, und auch bei. dem Erreichten wären Rücſch
vorläufig wohl kaum zu vermeiden- Vielfach ſeien ſich
Frauen noch nicht darüber klar, daß ſie als wirkliche
gerin des Hauſes, als Mukter, der Frage des Menſ
ſich weihen müßte im Gegenſatze zur Frage der Gi
ſo hätten ſie mindeſtens ebenſo wichtige Lebensgebiete

dertreten, wie die politiſchen Parteien an ſich. Das We
liche muß in der Politik ebenſo lebendig werden, wie
wirtſchaftliche Komplex, und dazu ſeien die Frauen
höchſten Maße berufen. Der Frau falle die Pflicht zu, ge
über dem Zweckhaften unſerer Epoche, die große Richt
ber naturhaſften Gliederung im Volk und der organiſ
Bindungen zu erkennen und in wirkenden Gegenſatz zu
materiellen Gruppierungen in der Politik zu ſtellen.
Politik darf ſich nicht nur um das zweckhafte Lel
ſondern ſie muß ſich um das ſinnhafte Leben drehen
Frauenpartei wird wohl nicht kommen, wohl aber iſt
kurz oder lang mit einer Umgruppierung in den 9
lamenten zu rechnen, in denen heute nur Partefen
Sache und nicht des Menſchen vertreten ſeien.

die Frage der Weiterentwickklung des Deutſchen
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Die Loch



ſ
Den Haurtterl ſeiner Ausführungen widmete der Rede einander in Verbindung gebracht. Die außenpolitiſche Aufe O Tagung der oſtpreußtſchen Zuſ iten zwiſ D gabe beſtehe darin, auf die Aufhebung des Anſchlußverbotes

ner dem Zuſammenarbeiten zwiſchen Deutſchland und
Demokraten Oeſterreich. Es ſei erfreulich, daß auch unter dem v n Friedensvertrag zu drängen. e v

jetzigen ihr die n zwiſchen ann der Zuſammenſchluß erfolge, ſei eine Frage, diet kein Erkelenz über die politiſche Lage. den beiden Ländern gefördert werde. Die wirtſchaftliche Oeſterreich für ſich ſelber zu entſcheiden habe. Oeſter
h Auf dem Parteitag der Deutſchen Demokrali chen Par Angleichung gehe ſeit langer d vor ſich. Es ſei ein reich darf nicht von Deutſchland annektiert werden, es
den den Wahlverband Oſtpreußen in Königsbe ſprach großer wirtſchaftlicher Gedanke, Donau und Rhein durch darf nicht einmal der Schein der Annexion hervorgerufen
n Sonntag dem 2 Oktober d des re den im Bau befindlichen Rhein Matin Tonau K danal mit werden ſondern der freie Entſchluß müſſe die öſterreichi-
t niſſe es der Demokratiſchen Partei, Abgeordneter Er einander zu verbinden. Damit würden die beiden gro ſchen Brüder ins Reich zurückführen.

jeden d ßen Kulturſtraßen der europäiſchen e i Sen So Er edachte des Geburtstages des RKeichspraſi z

e Ken Hindenburg. Als Träger des höchſten Amtes, nhen e Republik zu vergeben habe, ſähe die Demokratiſche C d s J t tſWland hl in Hindenburg. den höchſten e des C 99 u ge et un W r G
es und der Republik. Jndem das deutſche Volk dieſen

e i en Repräſentanten zu ſeinem 80. Geburtstage ehre, 500 Millionen Mark Mehrkoſten
Ei e Es erſcheint notwendig, auch einmal auf die direkten Wenn man ſelbſt annimmt, daß es ſich bei dieſen inen a hinſichtlich der neuentfeſſelten Debatte über die und indirekten Auswirkungen hinzuweiſen, die ſich für die der Oeffentlichkeit bekannt gewordenen Einszelunterſuchun

hen egsſchuld frage erklärte der Redner, daß Deutſch Wirtſchaft daraus ergeben würden, wenn der Keudellſche gen um extremer gelagerte Fälle handelt, die nicht ſchlechtn die deutſche Politik bei einer Entfeſſelung dieſer Geſehentwurf Geſetz würde. Die direkte ſinanzwirtſchaft Hin für das geſamte Reich verallgemeinert werden dürfen,

Nbrache nichts zu gewinnen habe. Wer im Auslande liche Auswirkung des Reichsſchulgeſetzentwurſs läßt ſich ſo wird man doch annehmen müſſen, daß an die Stelle
e int ſet, wiſſe, daß die Wiederaufnahme der Erörterung mangels einer die gegenwärtigen Aufwendungen unſeres Der jetzigen ca. 55 000 öffentlichen Volksſchule in Deitſch

die Kriegsſchuldfrage vielleicht die einzige Angelegen geſamten Bildungsweſens voll erfaſſenden Statiſtik nicht land mindeſtens 100 000 bis 110 000 Volksſchulanſtalten
un ſei ü über die man den Leitern der Völker, die früher in abſolut ſchlüſſigen Zahlen beweiſen. Man kann daher treten würden, d. h., daß die geſamten Volksſchulauß
ſo v iege gegen Deutſchland geſtanden haben, überhaupt Ueberlegungen Uber die vorausſichtlichen Mehrbe- wendungen in Deutſchland ſich gegenüber dem gegenwär
r. h reden könne. Die Beſchuldigung Deutſchlands daß laſtungen nur mit Verhältniszahlen und Teilausſchnitten tigen Zuſtand um rund 100 Pros. erhöhen werden. Zu

m llein den Krieg zu verantworten habe, ſei von vorn hekannt gewordenen Materials belegen und nur in der welchen Ergebniſſen man dabei hinſichtlich des geldlichen
er erſt inicaſan n eine bewußte Unwahrheit geweſen. Niemand ſei Tendenz darauf hinweiſen, welche ganz außerordentlich Geſamtbedarfs kommt, dürfte ausreichend durch den Hin

hſ. h eine Freiſprechung Deutſchlands vorzunehmen, aber hohen Mehraufwendungen für das Schulweſen zwangs- weis gekennzeichnet ſein, daß in Preußen für Staat
ſagten jeder ſei bereit zu vergeſſen, und die deutſche Politik läuſig als Folge des jetzt geplanten Reichsſchulgeſetzent“ Gemeinden jetzt der Zuſchußbedarf der Volksſchulen run
enteda e am klügſten handeln, wenn ſie dies Vergeſſen för- wurfs eintreten würden 675 Millionen Mark beträgt.
nen ſtatt es zu ſtbren. Aus den Mitteilungen des Grafen Der Deutſche Städtekag hat in ſeiner jüngſten Ent Geht man auch hier wieder von vorſichtiger Verall
Wettbera arp wiſſen wir jetzt auch, daß die Erwähnung dieſer ſchließung bereits darauf hingewieſen, daß den Gemeinden gemeinerung dieſes gegenwärtig in Preußen beſtehenden
n den legenheit in der Tannenberg Rede offenbar auf Ver aus der Durchführung des Geſetzes erhebliche Mehrkoſten Zuſchußbedarfs aus ſo ſcheint das eine abſolut feſtzuſtehen,
fein der Deutſchnationalen erfolgt ſei. Das ſei ein erwachſen werden und daß durch eine Aenderung des Fie daß man immer wieder unter dem Geſichtsnunkt
iſt Beweis dafür, daß durch die Beteiligung der Deutſch nangausgleichs dieſe Mehraufwendungen aus erhöhten Zu der Minimalgrenze geſchätzt einen Geſamtmehraufwand
auch d nalen an der Regierung die außenpolitiſche Lage weiſungen aus dem Reichsſteueranfkommen beſtritten wer für das Volkeſchulwe en auf der Grundlage des Keudellſchen

ung ind ſchlands verſchlechtert und geſtört würde. den müßten, da andere Deckungsmöglichkeiten des neuen Geſehentivurfs ſeitens aller Länder und Gemeinden in
h In eingehenden Ausführungen ſprach der Redner zu Ausgabebedarfs den Gemeinden nicht zur Verfügung ſtehen Höhe von annähernd 500 Millionen Mark im ganzen
n ſeit Jahren ungelöſten Frage des polniſchdeute würden. Bei den Reichsratsverhandlungen iſt beabſichtigt, Reich zu erwarten haben würde.
Wanne ahdelsvererages Die deutſche Politik häufe den Antrag zu ſtellen, daß die Mehrkoſten des Reichs Dieſe Zahl gewinnt wohl dadurch vor allen Dingen

en iſt h Fehler auf Fehler. Es ſei geradezu unglaublich, daß ſchulgeſetzes auf das Reich abgewälzt werden. Um was ſür Gewicht und Beweiskraft, daß bei der Behandlung derrig i iche Verhandlungen über dieſen Handelsvertrag über Beträge es ſich hierbei handeln würde, läßt ſich nur gans Grundlage dieſer Berechnung die weitgehendſten Abſtriche
niß t noch nicht ſtattgefunden haben, ſondern daß faſt überſchläglich ermitteln. und Unterwertungen an dem bekannt gewordenetr u
eine ſ Jahre gebraucht wurden, um allein über die Nieder Als vor Jahren eine dem reaktionären Keudelle material vorgenommen worden ſind.
ſfigen e M ngsfrage zu ſprechen. Zum mindeſten hätte man doch ſchen Entwurf entſprechende reaktionäre Schulreſorm in Wo ſollen Länder und Gemeinden das Geld für dieſe
n auf dine hzeitig auch über die ſachlichen Fragen des Handels Holland durchgeführt wurde, war das Ergebnis der völ Mehrbedürfniſſe hernehmen? Iſt es nicht höchſtes Gebof

ges ſprechen können. Ungeachtet der großen politiſchen ligen Zerſplitterung des dortigen öffentlichen Schulweſens der geſamten deutſchen Wirtſchaft, gegen dieſe allen finans
n Nſahe, die zwiſchen Deutſchland und Polen vorhanden eine annähernde Vervierfachung der ſfinanziellen Auf wirtſchaftlichen Zukunftserwägungen ins Geſicht ſchlagenden

heitsſtaate t läge ein wirtſchaftliches Zuſammenarbeiten im Inter wendungsnotwendigkeiten (54 Millivnen zu 191 Millionen Gefahren anzukämpfen, d. h. von Seiten der Wirtſchaft
des Reihe beider Völker. Es iſt eine Frage, welches der beiden Gulden). Man hat jetzt in einzelnen deutſchen Städten den ganz unabhängig von Weltanſchauungsfragen S auf das t
ſſchaftlihen durch den bisherigen Zollkrieg am meiſten ge Verſuch gemacht, die Auswirkungen des Schulgeſetzent ſchärſſte den Reichsſchulgeſetzentwurf zu bekämpfen h

äre Wahrſcheinlich könne man ſagen, daß Polen wurfs feſtzuſtellen. Dabei hat ſich z. B. für Chemnitz Aber auch noch unter einem anderen Geſichtspunkt
Schäden ſchwerer zu tragen hat als Deutſchland. ergeben, daß an die Stelle der jetzigen 46 allgemeinen muß von der Wirtſchaft die Auswirkung des Reichsſchul

ein großer Fehler von der deutſchen e Volksſchulen und drei katholiſchen Volksſchulen 33 Ge geſetzentwurfs betrachtet werden. Wenn man ſich über
re i menſchen en, 35 evangeliſche Bekennknisſchulen, 3 legt, daß auf der Baſis der gegenwärtig im Reich benoliſche isſchul weltliche Schuken, e ſtehenden 55 000 Volksſchulen 1700 Mittelſchulen ein ort

kleinere religioſe Gemeinſchaftsſchulen und 10 Weltan- bildungs- Berufs und Fachſchulweſen im Umfang von
c ſchauungsſchulen treten würden, d. h. ſtatt 49 Schulen 26600 Lehranſtalten aufgebaut iſt, ſo iſt doch ſehr ernſthafte beſtehen r keine ne daß 105 Schulanſtalten. Der Mehrbedarf an Lehrern, Schul die Frage zu prüfen, ob dieſes 5Fortbildungsſchulweſen mit

die Geſchäfte des polniſchen Nationalismus beſorgen räumen uſw. würde alljährlich mindeſtens allein in der den bisherigen Erfolgen wird weiter wirken können, wenn
Hemmniſſe für den Abſchluß eines deutſch polniſchen Stadt Chemnitz fünf Millionen Mark betragen. Für die die ihm heute zur Verfügung ſtehende im allgemeinen ein

delsvertrages liegen überwiegend bei den deutſchen Stadt Auerbach im Vogtland iſt ausgerechnet wor heitliche Geſtaltung des Volksſchulunterbaues infolge des
tiſteriun Intereſſenten Hier iſt ein gang durchſchlagender Fall. den, daß ſtatt der dortigen zur Zeit vier achtkkaſſigen Reichsſchulgeſetzentwurfs zerſplittert wird. Eine Wirtſchaft,

die Intereſſen der großen Mehrheit des deutſchen Volksſchulen mindeſtens elf Schulen eingerichtet werden die nur durch die größtmöglichſte Steigerung der Leiſtungs
es ſowohl der Induſtrie wie der Landwirtſchaft gee müßten und zwar drei Gemeinſchaftsſchilen, drei Be fähigkeit aller in ihr Arbeitenden ſich wieder ſo weit wird
rt werden zugunſten des Intereſſes des oſtelbiſchen kenntnisſchulen, drei weltliche Schulen, eine katholiſche kräftigen können, eine ſtetige Exiſtenzgrundlage für unſer

Leneſen bärundbeſtbes m e n Milieu voll zu bieten kann und Arf e nicht mit

re Aufgabe

r ein haun

ſonder zalangen kann. Die Aufſichtsbehörde wird des fernerhin kein Naturheilkundiger in keiner Form von nun

Leitung r
e hat Die Bekämpfung halb zu dieſem Zweck nur ſehr gewandte und taktvolle Be an vhne ſich ſchweren Strafen auszuſetzen, Geſchlechtskrank

ler be 7 ar amte verwenden können. Die Funktionen dieſer Geſund- heiten behandeln kann.n der Geſchlechtskrankheiten heitsbehörde ſind in 8 4 des genaueren auseinandergeſetzt. Aber auch der Arzt kann gewiſſen Beſchränkungen in

e n e Was bringt das neue Geſetz Sie kann Perſonen, die dringend verdächtigt ſind, geſchlechts- ſeiner Behandlung unterliegen Der vorletzte Satz des S 4
er krank zu ſein und die Geſchlechtskrankheiten zu verbreiten, beſtimmt, daß ärztliche Eingriffe, die mit einer ernſtenumer e Medizinalrat Dr. Mathias, Bernburg, anweiſen, ein ärztliches Zeugnis über ihren Geſundheits- Gefahr für Leben oder Geſundtheit verbunden ſind, nut
ba den Mitglied des Anhaltiſchen Landtags zuſtand beigubringen. Sie kann unter beſonderen Umſtänden mit Einwilligung des Kranken vorgenommen werden dür
ei. Gan In s 1 des Geſetzes ſind die verſchiedenen Krank ein derartiges Zeugnis von einem Vertrauensarzt ver fen. Zu dieſen Eingriffen gehören nach der Verordnung vom
efühl of en genannt Es handelt ſich um Syphilis, Tripper und langen. Sie kann ferner durchſetzen, daß Perſonen, die I. September 1927: die Behandlung mit Salvarſan,

inker. Der J 2 ſchreibt die Verpflichtung jedes Kranken geſchlechtskrank und verdächtig ſind, Geſchlechtskrankheiten Queckſilber- und Wismutpräparaten, die Entnahme der
ſich von einem im Deutſchen Reiche approbierten Arzt zu verbreiten, einem Heilverfahren unterworfen oder einem Rückenmarksflüſſigkeit, die Cyſtoskopie, der UreterenKatheé

indeln zu laſſen. Jede weitere Zwangsmaßnahme ſchließt Krankenhaus überwieſen werden. Sie kann ſchließlich, falls tertsmus und die Dehnung der Harnröhre. So nimmt dieſe
Geſetz Unter dieſer Bedingung aus. Der Arzt iſt weder notwendig, einen unmittelbaren Zwang zur Behandlung Verordnung mit der einen Hand dem Arzt was das

iner Meldung an die Geſundheitsbehörde noch an irgend gusüben. Anonyme Anzeigen über Geſchlechtskranke haben Geſetz vom 18. Februar 1927 ihm mit der änderen ge
andere Beratungsſtelle verpflichtet. Die Wirkung des keine Gültigkeit. Perſonen, die andere einer Geſchlechtskrank- währt Es iſt doch zweifellos, daß die wiſſenſchaftliche Medi

aber n dürfte die ſein, daß der größte Teil der Geſchlechts heit bezichtigen, müſſen mündlich vernommen werden. Erſt zin die modernſten und ſicherſten Mittel zur Heilung der
ükheiten erfaßt wird. Dem Arzt aber wird eine große wenn der begründete Verdacht vorliegt, iſt das Geſund- Geſchlechtskrankheiten anwendet. Und es muß beſonders her
antwortung aufgebürdet. Er iſt zu einer ſachgemäßen heitsamt berechtigt, mit beſonderen Maßnahmen vorzu vorgehoben werden, daß wir gerade durch die Erfindung des
ſandlung verpflichtet und muß ſich, falls ſich ein Patient gehen. Salvarſans einen großen Fortſchritt in der Heilung der
Behandlung entzieht, jedesmal fragen, ob er nicht ſelbſt Die 88 5 und 6 ſind wieder zuſammengehörig. Sie be Shyphilis gemacht haben. So können wir nun hoffen, daß

ch die Methode ſeiner Behandlung die Schuld trägt. drohen erſtens mit harten Strafen diejenigen, der andere an die Geſchlechtskranken, die in ihrer großen Not die Hilfe
Sererſeits aber müſſen ſich auch die Patienten darüber ſteckt, obſchon er weiß, daß er geſchlechtskrank iſt und ſo des Arztes aufſuchen, ihr Vertrauen zur Kunſt der Aerzte

en werden, daß ſie, wenn ſie wieder geſund werden wol- dann den geſchlechtslichen Ehepartner, wenn er eine Ehe bewahren und bei der jeweilig notwendigen Anwendung
h ſeien I ſich voll und ganz der Behandlung und den Anordnuneingeht, ohne dem anderen Teil von ſeiner Krankheit Kennk- der Heilmittel einſichtiger ſein werden, wie die geſetz
pirt des Arztes fügen müſſen. Leider muß man jetzt ſehr nis gegeben zu haben. Verfolgungen auf Grund der 89 5 gebenden Körperſchaften, die die angegebenen Einſchränkun

des M erleben daß gleichgültige Patienten, ſobald die äußeren und 6 treten nur auf Antrag ein. Bei Ehepartnern iſt gen in der Behandlung gemacht haben.
ge den nptome verſchwunden ſind, glauben, geſund zu ſein, eine Zurücknahme des Antrages auf Beſtrafung zuläſſig. Die 88 8 und 9 enthalten weitere Vorſchriften für dis
bensge der Behandlung entziehen, und erſt manchmal viel ſpäter, Eine Verjährung findet in jedem Falle nach ſechs Monaten Aerzte. Jeder Arzt iſt nach S 8 verpflichtet, dem Kranken ein

d Folgen an ihrem eigenen Körper zu büßen haben. ſtatt. vom Reich herausgegebenes Merkblatt zu verabſolgen, durch
erden, t weite Abſatz des 8 2 nimmt beſonders auf die Der S 7 „Aerzteparagraph“ betont in ſeinem Anfang welches dieſer auf die Größe der Gefahr der Geſchlechtse Zran werbemtttelten Rückſicht und garantiert ihnen unter Um noch einmal, daß nur ein in Deutſchland approbierter krankheiten hingewieſen wird. Beſitzt der Kranke nicht dig

t an iden eine unentgeltliche Behandlung. Arzt Geſchlechtskrankheiten behandeln darf. Dieſe Behand erforderliche Einſicht für die Größe dieſer Gefahren ſo muß
z z Die 88 3 und A ſind zuſammengehörig. Der s 3 ſetzt lung iſt nur auf Grund eigener Wahrnehmungen geſtattet. das Merkblatt einem geeigneten Angehörigen übergeben wer

i Aufſichtsbehörde feſt, die von nun an anſtelle der Poli Schriſtliche Behandlung, Behandlung durch Vorträge, den. S 9 iſt außerordentlich wichtig. Es erfaßt alle die Men
Organe die Kontrolle über die Bekämpfung der Ge Schriſten, Abbildungen und Darſtellungen iſt verboten. Auch ſchen, die ſich vor vollkkommener Heilung der Behandlung

el echtekrankheiten auszuüben hat. Als ſolche Behörde dürf wer durch Vorträge, Schriften, Abbildungen und Dar entziehen und verpflichtet den Arzt, in dieſem Falle dem
ehet die ſtädtiſchen und Kreisgeſundheitsämter dienen. Zu ſtellungen Ratſchläge für die Selbſtbehandlung erteilt, macht Geſundheitsamt ſeines Bezirkes die erforderliche Anzeige

drehen r Unterſtützung ſtehen die Beamten der Ordnungs- und ſich ſtrafbar, desgleichen derjenige, der ſich durch derartige zu machen. Auf Grund des 9 300 des St. G. B. war der
u hlfahrkspolizet zur Verfügung, die zwe ellos, wenn ſie Methoden anbietet. In gleicher Weiſe macht ſich ſchuldig, wer Arzt visher zur Amtsverſchwiegenheit verpflichtet. Jm
e Amt richtig auffaſſen, eine ſchwere Aufgabe zu er ſich in unlauterer Weiſe zur Behandlung anbietet. Durch neuen Geſetz iſt er gegenüber der Geſundheitsbehörde von

len haben Es iſt mit Beſtimmtheit anzunehmen, daß dieſe Beſtimmung dürfte die Kurpfuſcherei, die leider auch dieſer Schweigepflicht befreit.
inche Anſchuldigungen ungerecht ſein werden und dadurch bisweilen bei h re Aerzten vorhanden iſt, un Der S 10 e eerraeee er n

W fregung und Sorge in die Familie ger terbunden werden. Das Poſitive dieſes S 7 iſt das, daß nd Angeſtellten der Geiundhertsbehörden, legt Khnen



anſehen, wie die elementarſten Grundlagen ihrer Exiſtens
durch kulturpolitiſche Experimente und Abwegigkeiten ge
fährdet und zermürbt werden. Die Minderung der ſach
lichen Leiſtungsfähigkeit des Volksſchulweſens ſtellen ernſte
Gefährdungen des weiteren wirtſchaftlichen Wiederanfbaues
dar. Stellt man neben dieſe Gefährdungen die finanzwirt
ſchaftlichen Auswirkungen des Geſetzentwurfs, ſo darf und
kann ſich für die geſamte deutſche Wirtſchaft nur die
eine Parole ergeben: Der vorliegende Reichsgeſetzentwurf
darf nicht Geſetz werden!

Die Deutſche Demokratiſche
Partei in Württemberg
Von Dr. Külsz, Mitglied des Reichstags

Das politiſche Leben Württembergs, ſeine Entwicklung
nd ſeine Eigenart iſt Gegenſtand häufiger Darſtellungen
geweſen. Sowohl einzelne Abhandlungen wie umfangreiche
Bücher ſind in der politiſchen Literatur über dieſen Gegen
ſtand vorhanden, insbeſondere iſt auch das Leben und
Streben der demokratiſchen Partei in Württemberg Gegen
ſtand wertvoller Abhandlungen geweſen. Es ſei nur an
die Schrift von Friedrich Paher erinnert: „Vor 50 Jahren
aus der Entſtehungsgeſchichte der Württembergiſchen Volks
partei, Stuttgart 1914“ und an die Schrift von Hieber:
„Die Württembergiſche Verfaſſungsreform von 1906“ und
nicht zuletzt an die von den Freunden Konrad Hausmanns
im Jahre 1923 herausgegebene Schriſt: „Aus C. Haus
manns politiſcher Arbeit“. In jüngſter Zeit hat ſich zu
dieſen Veröffentlichungen eine weitere ſehr wertvolle Ab
Wandlung geſellt. Die von der Leipziger Juriſten Fakultät
her ausgegebenen Leipziger rechts wiſſenſchaftlichen Studien
bringen als Heft 24 jetzt eine Abhandlung von Rechtsan
walt Dr. Heger, in der der Werdegang, die Arbeit und die
Eigenart der deutſchen demokratiſchen Partei in Württem
berg eine ausgezeichnete Darſtellung finden, die weit über
den Kreis der demokratiſchen Partei hinaus Beachtung

verdient. Die Schrift iſt keine ſolche parteipolitiſcher Art
im engeren Sinne, ſie hält ſich frei von jeder Polemik und
jeder einſeitigen parteipolitiſchen Tendenz Aber gerade des
wegen ſind die in ihr gewonnenen Ergebniſſe doppelt
wertvoll und beweiskräftig für die aufbauende Kraft der
demokratiſchen Gedanken.

p

Der Verfaſſer gibt nach einer kurzen Betrachtung über
die Stellung der modernen politiſch- parlamentariſchen Par
ſtei im allgemeinen zunächſt einen erſchöpfenden Abriß der
Geſchichte der deutſchen Demokratiſchen Partei in Württem
berg und läßt dann eine Darſtellung ihrer Organiſation
folgen. Der Wert dieſer Schrift für das parteipolitiſche
Leben liegt vor allem darin, daß in ihr die tatſächliche
Einſtellung der Partei zu allen inner- und außenpolitiſchen
Problemen lückenlos dargeſtellt wird und daß ſich aus
dieſer Darſtellung der ausſchlaggebende Einfluß ergibt, den
die Partei trotz mehrfacher Rückſchläge immer wisder auf

Die Geſtaltung des ſtaatlichen Lebens dieſes Landes ge ine e er nung und die Geſinnung, auf der ſie beruhte, preisge nwonnen hat. Organiſation und Perſönlichkeit in ihrer
Wechſelwirkung finden eine Würdigung, die für eine mo
derne Politiſche Partei von höchſtem Jntereſſe iſt. Das
Werhältnis zwiſchen Wählern und Abgeordneten, die poli
kiſche Willensbildung in der Organiſation, die Einfluß
ſphäre der Organiſation und die Wechſelwirkung zwiſchen
Preſſe und Parteiarbeit werden in ihrer grundſätzlichen Be
deutung und praktiſcher Auswirkung eingehend gewürdigt.
„Wir treiben Volkspolitik, nicht eine Führerpolitik“, dies
Work eines württembergiſchen Demokraten zeigt ſich in
dem Leben der demokratiſchen Partei Württembergs ebenſo

e

bewahrheitet wie das andere „Die Politik, die nur auf

berühmten Namen fußt, ſtatt auf klaren und guren Grund
ſätzen, iſt des Teufels.“

Wer ſich ein Urteil darüber bilden wie eine
wahre Volkspolitik treibende Partei durch uente Ver
folgung klarer Ziele und durch planmäßiges Zuſammen
arbeiten uneigennütziger Perſönlichkeiten mit den Organi
ſationen und mit der breiten Maſſe des Volkes zu aus
ſchlaggebenden Zielen gelangt, wird aus dieſem Buche
reiche Anregungen gewinnen können.

Jeder arbeite mit!
Alle Parteifreunde werden dringend gebeten, die

Namen von Männern und Frauen, die ſich für die
Werbung als Mitglieder der Demokratiſchen Partei
und als Bezieher unſerer Wochenſchrift für geeignet
halten, mit Angabe der Anſchrift der Bezirksgeſchäfts
ſtelle in Magdeburg zu melden.

Wie ſie es treiben
Die Deutſchnationalen und Hindenburg.

In Hannover hielt bei einer Hindenburgſfeier die Feſt
rede Graf Weſtarp, und der Führer der Deutſchnatio
nalen Partei ging in dem Beſtreben, die Perſon des
Reichspräſidenten vor den deutſchnationalen Parteiwagen
zu ſpannen, noch weiker über das hinaus, was er ſich in
gleicher Richtung bereits auf dem deutſchnationalen Par
teitag in Königsberg geſtattet hatte. Den deutſchnationalen
Wählern ſoll mit Rückſicht auf die herannahenden Wah
len jetzt wieder ſtärker, als das in den letzten Monaten
des Bundes mit dem republikaniſchen Zentrum der Fall
geweſen iſt, der deutſchnationale Monarchismus vor Augen
geführt werden, und darum gab Weſtarp der Hoffnung
Ausdruck, daß Hindenburg eines Tages wieder ein
aktiver Monarchiſt ſein werde. Graf Weſtarv drückte das
ſo aus:

„Jn ſeiner Lebensbeſchreibung hat Hindenburg der
Ueberzeugung Ausdruck gegeben, „daß die gegenwärtige
Sturmflut wilder politiſcher Leidenſchaften und tönen
der Redensarten ſich wieder verlaufen werde.“ Dann
wird aus dem ewig bewegten Meer völkiſchen Lebens
jener Felſen wieder auftauchen, an den ſich einſt die
Hoffnung unſerer Väter geklammert hat und auf den
vor faſt einem halben Jahrhundert durch unſere Kraft
des Vaterlandes Zukunft vertrauensvoll gegründet wurde:
das deutſche Kaiſertum. Der ſelſenſeſte Charakter dieſes
Mannes liegt ſo offenkundig vor aller Augen, daß nie
mand glauben wird, ein Hindenburg habe dieſe Hoff

geben.
Damit ſollte bei den Zuhörern der Eindruck erweckt

werden. daß der auf die Republik vereidigte Reichspräſi
dent die deutſchnationale monarchiſtiſche Agitation unter
ſtütze, und daß er ſogar, wenn es ſo weit ſei, auch aus
ſeiner Stellung heraus mithelfen werde, damit das Ziel
erreicht wird. Jn Stettin hat ſich darüber der deutſchna
tionale en nete v. Freht h Koringhoſfen noch deut
licher vernehmen laſſen. Er erklärte,

„daß heute noch die Frage lebendig ſei, weshalb er (Hin
denburg) ſich nicht zum Regenten aufgeworſen und den

a e

Platz gehalten habe für die Wiederke
Hohenzollern. Statt deſſen habe er ſich
Verfaſſung gehalten. Wenn Hindenburg g
ſeinem Hauſe SchwarzRot-Ge b wehen
dürfe man ſich nicht für Zeit und Ewigkeit mit
publik abfinden.“

Der Abgeordnete v. Freytagh-Loringhofen, d
Weſtarpſchen Vorbilde getreu, das gegenwärtige O
des Reiches ſo dreiſt und vorbehaltlos für die Deut
nale Partei in Anſpruch nahm, wagte es troßde
mittelbar darauf von dem Vorgänger Hindenbur
erſten Reichspräſidenten Ebert, zu ſagen, er habe
die Einheit des Volkes gewollt, er ſei der Präſide
Partei, der Gewerkſchaften geweſen! 9

Und das alles geſchieht zur ſelben Stunde, da
burg von neuem ſeine Kundgebung aus der Zeit
Amtksantrittes wiederholt, daß er keiner Gruppe
allem keiner Partei dienſtbar ſein wolle Und da
im Zeichen des Bündniſſes mit dem Zentrum
alles trotz Richtlinien und Verpflichtung zum Sch
Republik und zur Achtung vor ihren Symbolen

Die Heidelberger Zuſammenku
Weitere Zentrumskonferenzen geplant.

Das „Weſtdeutſche Volksblatt“, dem der Zentrie
geordnete Joos naheſteht, ſchreibt über die Heide
Konferenz u. a. Zweck der Konferenz war es, die
ſchen Stimmen zum Reichsſchulgeſetz zu ſichten un
mit den grundſätzlichen politiſch-pädagogiſchen und
tiſch parlamentariſchen Notwendigkeiten in Zuſamme
zu bringen. Dabei ergab ſich dieerfreuliche Feſtſtellun
derartige Erbrterungen ſehr wohl möglich und fru
ſind und ihre Weitere ſührung geeignete ſein werd
Spannung zu löſen, die zu ſchweren Konflikten in
Tagen geführt haben. Die Konferenz war ſich fer
darüber klar, daß durch poſitive Mitarbeit an den
liegenden Reichsſchulgeſetz noch vorhandene Bedenken
geräumt und eine Löſung gefunden werden könnt
ſowohl den religiöſen Belangen des katholiſchen Vol
wie ſeinen Aufgaben und Verantwortlichkeiten im R
der Volksgeſamtheit gerecht wird. Jn einer weitere
ſchrift heißt es: Auch außerhalb der Partetinſtanzen
man ſich um Klarheit und Verſtändigung bemühen
werden ſich die Anreger der Konferenz Herr Dr.
war es nicht allein nicht beirren laſſen, ſie werde
das Recht, ſolchen Konferenzen beizuwohnen oder
veranſtalten, nicht nehmen laſſen. Die Konferenz ha
wieſen, daß ſie nicht erfolglos war und daß ſie zur
wirrung führen kann. Sie wird hoffentlich nicht die

Teilnehmer.

ZSeſchränkte Heffentlichteit
Die Deutſchnationalen im Hat Wahltan

Die Deutſchnationalen haben im Hamburger Bü
ſchaftswahlkampf. neue Methoden eingeführt, die b
im Wahlkampf nicht üblich waren. Sie veranſtalten nä
keine unbeſchränkten öffentlichen Verſammlungen
ſondern es iſt bekannt geworden, daß in jeder Verſamn
nur 10 Sozialdemokraten Einlaß finden ſollen.
Beſchränkung der Verſammlungsfreiheit bezieht ſich
nicht nur auf die Sozialdemokraten allein, ſondern
jetzt verlautet wird die gleiche Maßnahme auch gegen
der Deutſchen Volkspartei in Hamburg angewandt.

e e e eSchweigepflicht auf und droht bei Verſtoß mit Strafe.
Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein.
Die 88 11 bis 13 gehören wiederum zuſammen. 8 11

bedroht jeden mit Strafe, wer zum Zwecke der Heilung
oder Linderung der Geſchlechtskrankheiten Mittel, Gegen
ſtände oder Verfahren öffentlich oder durch Verbreitung
von Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen wenn auch
in verſchleiernder Form ankündigt oder anpreiſt, oder ſolche
Mittel oder Gegenſtände an einem allgemein zugänglichen
Orte aufſtellt. Ausgenommen von der Beſtrafung iſt die An
kündigung oder Anpreiſung dieſer Mittel oder Gegenſtände
jgn Aerzte, Apotheker oder Perſonen, die mit ſolchen Mitteln
der Gegenſtänden erlaubterweiſe Handel treiben, oder die
Ankündigung oder Anpreiſung in wiſſenſchaftlichen, ärzt
lichen oder pharmazeutiſchen Zeitſchriften

Der S 12 geſtattet alle Vorträge, Schriften, Abbil
dungen, vder Darſtellungen, wenn ſie nur der Aufklärung
dienen und nicht dem 8 7 widerſprechen Hier dürfte leicht
eine Lücke eintreten. Es iſt zu befürchten, daß die Kur
pfuſcher ihre Vorträge, Schriften, Abbildungen und Dar
ſtellungen ſo geſtalten, daß ſie formell einen aufklärenden
Charakter haben, in Wirklichkeit aber auf ihre Behandlungs

wege und ihren Namen hinweiſen Der 8 13 bezieht
ſich auf das Jnverkehrbringen von Mitteln und Gegenſtän
den, die zur Verhütung von Geſchlechtskrankheiten dienen
Die geſetzgebenden Körperſchaften machen dieſe Genehmigung
von einer amtlichen Prüfung abhängig. Desgleichen be

alten ſie ſich Vorſchriften über das Ausſtellen, Ankün
digen oder Anpreiſen des zugelaſſenen Mittel oder Gegen
ſtände vor

In den 88 14 und 15 ſind die Straſb e nungen
feſtgeſetzt, die eintreten, wenn eine Uebertraggung der Syphi

is von kranken Kindern auf geſunde Mütter oder Ammen
und umgekehrt ſtattgefunden hat.

89 16 und 17 des Geſetzes über die Geſchlechtskrank
heiten heben im weſentlichen vom 1. Oktober gb die Sitten
kontrolle auf Polizeiliche Aufſicht und Strafen fallen fort.

5 361, Abſatz 6, enthält nur noch Strafandrohung bei An
ſtandsverletzungen in der Oeffentlichkeit durch Auffordern
oder Anbieten von Unzucht, eine Beſtimmung alſo, die ſich
gleicher Weiſe auf Mann und Frau erſtreckt, ferner ein
Verbot des Verkehrs für die gewerbsmäßig Unzuchttreiben

den in der Nähe von Kirchen, Schulen, oder anderen zum
Beſuche durch Kindern oder Jugendlichen beſtimmte Hert

lichkeiten. Schließlich Logisverbot für ebendieſelben, falls
Kinder im Allter von 3 bis 18 Jahren in den Wohnungen

vorhanden ſind. Jn Gemeinden unter 15 000 Einwohnern
kann die Landespolizeibehörde zum Schutze der Jugend oder
des öffentlichen Anſtandes gußerdem noch beſondere An
ordnungen treffen.

Alle polizeilichen Aufgaben gehen fernerhin auf die
Geſundheitsämter über. Es iſt zweifellos, daß dieſen Ge
ſundheitsämtern hier die ſchwerſte Aufgabe erwächſt. Ohne
eine beſtimmte Karthotek, die erſt gegebenenfalls die erſor
derlichen Maßnahmen auf Grund des S 4 möglich macht,
dürfte es nicht abgehen. Bei den Charakterzügen der Pro
ſtituierten, vor allem bei ihrem Trieb des Vagabundierens,
bei ihrer Scheu zu arbeiten, bei ihrer meiſt vollkommenen
Gleichgültigkeit gegen Krankheit und Strafe, dürften Schwie
rigkeiten entſtehen, die bisweilen kaum überwunden werden
können. Nur wenn das geſamte Volk die Bemühungen der
Behörden unterſtützt, und jeder, der ſich tbei ſolcher Dirne

anſteckt, auch den Mut hat, um weiteres Unheil zu ver
hüten, die erforderliche Anzeige zu erſtatten, dürfte ein Er
folg bei der Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten der
Dirnen geſichert ſein. Es erſcheint mir zurzeit noch zweifel
haft, ob das ethiſche Moment, das in den 88 15 und 16
gegenüber dem Dirnenweſen verkörpert iſt, auch angebracht
iſt. Jſt es nicht der Fall, ſo muß das Geſetz zur Bekämp
fung der Geſchlechtskrankheiten in dieſer Beziehung eine
Modifizierung erfahren.

Neues vom Büchertiſch
Jlluſtrierter Bericht des Gewerkſchaftsbundes der Ange

ſtellten über das Arbeitsjahr 1926
(312 Seiten, Preis 2,50 RM, Siebenſtäbe-Verlags und

Druckerei Geſellſchaft m. b. H., Berlin-Zehlendorf.)
Die Einnahmen aus den Beiträgen der 275 352 Mit

glieder (ü. V. 273 016) betrugen RM 8007653 45 (i. V.
RM 6895 672,57). Die Aufwendungen für Krankenhilfe
beliefen ſich auf RM 18691 273,11 (Sachleiſtungen RM
12 320 269,15, Krankengeld 6 371 003,96). Jm Jahre 1925
wurden für den gleichen Zweck RM 15 790 000 aufgebracht,
davon entfielen RM 10587000 auf Sachleiſtungen.

Bei der Deutſchen Welt, Lebensverſicherungs- A.G.
iſt die Zahl der in Kraft befindlichen Verſicherungen von
493 auf 8718 und die Geſamtverſicherungsſumme von

17 177 866 auf 28 101 244 Reichsmark geſtiegen. Die
lagen der Deutſchen Wirtſchaftsbank in Proviſtonsſ
Rechnung betragen RM 43590919,92 V. 1308078

Stellenloſengeld. Ledige empfingen davon 58 Pros.,
heiratete 42 Proz. Hinterbliebenengeld wurde an 790

Aus der allgemeinen Unterſtützungskaſſe bekamen
Mitglieder RM 93 415,06. Die Widerſtandskaſſe zahl
16 Fällen RM 337,09. Für 7775 Mitglieder waren
Prozeſſe zu führen. Das finanzielle Ergebnis dafür
ſich auf RM 2114 256,70, insgeſamt wurden 168
Rechtsauskünfte erteilt.

Stellen wurden im Berichtsjahre 12 673 (i. V. 13
und ſeit 1858 und 450 000 vermittelt.

Erweiterung fanden das zentrale und örtliche
dungsweſen, insbeſondere der Lichtbild- und Filmdi
Buchvertrieb, Buchverlag und Archiv. Zur Heraus
gelangten zwei neue Zeitſchriften (Matexrialblätter ſür e
ſchafts und Sosialpolitik“, „Der Reiſende und Vertrek

dienſt“ druckten 1047 Tages und Fachzeitungen ab.
Tarifgehälter betrugen im Geſamtdurchſchnitt im M
Dezember 1926 für männliche Angeſtellte RM l
bis RM 286,63, für weibliche Angeſtellte RM 10
bis RM 264,79. Der Abſchlag für weibliche Angeſt
ſchwankte zwiſchen 4 bis 30 Proz., der Durchſchnitt
ſchlag machte 10 Pros. aus.

Das umfangreiche Berichtswerk erſtreckt ſich fel
auf die Tätigkeit des Bundes in allen wirtſchaſtlic
ſozialen, rechtlichen und geiſtigen Angelegenheiten ſe
Mitglieder und iſt ein Dokument fruchtbarer, ſegensrei
Arbeit für Stand und Volk.

Der neue „Herold“
Das September Heft der Bundeszeitſchrift der deutſ

Jungdemokraten, der Herold der deutſchen Jungdemokr
(Verlag Berlin SW 11, Bernburger Straße 19), iſt
weſentlichen den Fragen der Strafrechtsreform gewidmet.

nimmt insbeſondere Stellung gegen die Beibehaltung
Todesſtrafe und gegen die untragbaren Beſtimmungen
politiſche Vergehen, beſonders in den Fragen des Hoch
Landesverrtas, im vorliegenden Geſetzentwurf. Abha
lungen über Strafvollzug und Polizei geben die ſachl
Exrgänzung.

in ihrer Art ſein, ſo liegt es wenigſtens im Willers

15 684 Bundes mitglieder erhielten 1641 364,96

fangsberechtigte in einer Höhe von RM 99905,29 ges

Aus der Zeitungskorreſpondenz „Gewerkſchaftlicher Pr
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Mittellandkanal, Weſtrheinland
und Oberſchleſien

Die Auseinanderſetzungen über den Mittellandkanal
ſind neuerdings durch Stimmen aus Oberſchleſien wieder
ſtark belebt worden. Die allgemeine Aufmerkſamkeit wird
durch ſie auf den Stand der Vorarbeiten gelenkt, mit
deren Beendigung man in zuſtändigen Kreiſen für das

Ende dieſes Etatsjahres vrechnet, ſo daß mit dem neiten
Haushalt die eigentlichen Bauarbeiten aufgenommen wer

den können und ſollen. Es wird allerdings davon abhängen,
welche Abſtriche ſich der Voranſchlag gefallen laſſen muß,
b die Bautätigkeit in dem Tempo gefördert werden kann,
das der Plan vorſieht, der die Arbeit auf zehn Jahre
verteilt

Die Gegnerſchaft gegen den Mittellandkanal, die
ſich noch vor kurzer Zeit ſehr fühlbar machte, und die
beſonders ſtark in Oberſchleſien konzentriert war, daneben
aber auch weſtlich des Rheines, im Aachener Gebiet, laut
würde, iſt erfreulicherweiſe im Abflauen und will ihren

Frieden mit dem großen Projekt machen. Natürlich nicht
nur, weil ihr der Mittellandkanal als ſolcher nun plötz
lich ſo überaus gefiele. Wohl hat man hier wie dort die
Möglichkeit erkannt, die eigenen Jntereſſen mit dem Mit
tellandkanal zu kombinieren, man gewinnt Verſtändnis für
die zwar ſehr weitgreifenden, aber doch auch zweckmäßig

ineinandergreifenden Pläne der Reichsverkehrsverwaltung.
Dieſe hat ja bei ihren Verkehrsprojekten nicht nur ver
hehrstechniſche Geſichtspunkte zu berückſichtigen; ſie iſt neben
der ſelbſtverſtändlichen Rückſichtnahme auf finangsielle Mög
lichkeiten gebunden durch die volkswirtſchaſtlichen Wirkun
gen, die ſich aus ihren Maßnahmen ergeben können. Hier
liegen oder lagen fa gerade die Wurzeln der Widerſtände

gegen den Mittellandkanal.
Dieſe volkswirtſchaftlichen Zuſammenhänge liegen bei

der Rückwirkung des Mittellandkanals auf Oberſchleſien
und ihrer Ausgleichung einfacher als bei dem weſtrhei
niſchen Kohlengebiet. Hier, bei dent Plan des Aachen
Rheinkanals erwachſen Bedenken, an denen man nicht
ohne weiteres vorübergehen kann. Es handelt ſich um mehr

als einfach die Erfüllung des Wunſches, die Aachener
Kohle durch verbeſſerte und billigere Transportwege kon
kurrenzfähiger zu machen. Daß ſich das mit Hilfe des er
ſtrebten Waſſerweges grundſätzlich ermöglichen läßt, iſt

klar. Die zwangsläufigen Begleiterſcheinungen aber ſind
ehenſo abweisbar. Die eine iſt ein Druck auf die Preisge
ſtaltung der Ruhrkohle, der zu hier nicht im einzelnen zu
erörternden Weiterungen führen müßte. Die andere iſt
die von kohlen wirtſchaftlicher Seite betonte Notwendigkeit,
in das Aachener Gebiet Grubenarbeiter in größerer Zahl
einzuſteden, trotzdem hier inſolge Rückganges früher blühen

der Jnduſtrien bereits zahlreiche Hände feiern müſſen,
die jedoch für die Arbeit im Kohlenbergbau nicht taug

lich ſindGrundſätzlich viel einfacher liegen die Beziehungen
chen Oberſchleſt en und dem Mittellandkanal, wenn

Hier die praktiſche Ausgeſtaltung Aufgaben von größ

eſe ſoll nun durch den Mittellandkanal

wiſſen Kreiſen Oberſchleſiens beſfürchteke. Die maßgeben
den Stellen ſind ſich vielmehr durchaus darüber klar,
daß Hand in Hand mit dem Ausbau des Mittellandkanals
eine gleichwertige Verbeſſerung der oberſchleſiſchen Zu
gängswege zu den bisherigen Abſatzgebieten dieſes Produk

tionszentrums hergehen muß, und die Pläne daflir ſehen
vor, daß die Vorbewäſſerung zwei Jahre vor der Fertig
ſtellung des Mittellandkanals abgeſchloſſen ſein ſoll. Schon
infolge des Waſſerſtraßengeſetzes von 1905 und des Oder
geſetzes von 1913 ſind zu dieſem Zwecke Arbeiten im
Gange: die Feinregulierung, die die Oder unterhalb Bres
lan oberhalb Breslau iſt ſie dank der Kanaliſterung
ſtets ſchiffbar auch bei Niedrigwaſſer ſchiffbar machen
ſoll, und der Bau des Staubeckens bei Ottmachau an der
Glatzer Neiſſe, aus dem im Notfall der Oder Zuſchußwaſſer
zugeführt werden ſoll. Weiter hat das Reichsverkehrs
miniſterium vor Jahresfriſt eine Prüfung angeordnet, in
welcher Form trotz des Baues des Mittellandkanals Ober
ſchleſien der natürliche und geſchichtliche Stand ſeiner Vor
zugslage zum Oderſtrom erhalten werden kann. Es handelt
ſich dabei in erſter Linie um die Ueberwindung der
Schwierigkeiten, die dadurch bedingt werden, daß der Ab
ſtand des Oderhafens Koſel von den Hauptſtädten der Koh
lenförderung bei der Preisbildung immerhin ins Gewicht
fällt. Es gibt zwei Möglichkeiten, hier Beſſerung zu ver
ſuchen. Der Bahnanſchluß zwiſchen Produktionsſtätte und
Umſchlaghafen und der Umſchlag ſelbſt läßt ſich ohne Zwei
ſel weſentlich verbeſſern und rationeller geſtalten, doch
bleibt es fraglich, ob dadurch die geſamten Transportkoſten
gusſchlaggebend verringert werden. Sondertarife von Ober
ſchleſten nach Berlin wären ein zweiſchneidiges Experi
ment. Einmal beſteht die Gefahr, daß bei einer ſtarken
Herabſezung der Bahnfrachten der Waſſerweg konkurrenz
ünfähig wird und die Schifffahrt zum Stillſtand kommt,
was Arbeitsloſigkeit und die Brachlegung von Transport
einrichtungen in erheblichem Umfange bedeutet. Zum an
dern würde man ſolche Tariſvergünſtigungen der Ruhr
kohle nicht vorenthalten können, und die damit wieder
erreithte Gleichheit der Tarife wäre die Annullierung
der beabſichtigten Hilfe für Oberſchleſien.

Dieſe Erwägungen führen dazu, daß man der zweiten
Möglichkeit den Vorzug gibt: dem Ausbau der Waſ
ſerwege bis in die Nähe der Produktion
Man kann ſich dabei auf den glken Klodnitz- Kanal ſtützen,
der unter Friedriſh dem Großen ſo lrefflich umgelegt worden
iſt, daß er bis in unſere Tage praltſkabel blieb. Man möchte
ihn ſo ausgeſtalten, daß er Kähne von 1000 Tonnen tragen
kann, denn es iſt wohl nur eine Frage der Zeit,, daß auch
die anſchließende Oderſtraße ſür ſolche Leiſtungen ausgebaut

wird. Hierſür leitet das Waſſerbananmt Gleiwitz die Vor
arbeiten Eine große Schwierigkeit freilich bedeutet die
Frage der Waſſerbeſchafſung. Jhr ſoll das Projekt eines
aroßen Staubeckens im Gelände von Serſtolv dienen. Hier

e r der Waſſerweg nach Berlin
und zur Oſtſee, hat Oberſchleſten von jeher eine beſondere

Stellung geſichert. Di
keineswegs in Frage geſtellt werden, wie man in geS

holen bekanntlich die Ghuben hen Sand zum Verbauen der
abgebauten Stollen, und es wird zur Zeit unterſucht, ob
dieſe gewaltige Grube nicht zu einem Staubecken ausgebaut
werden kann

Neben den Vorarbeiten für den Mittellandkanal geht
eine allgemeine Prüfung des deutſchen Kanalſyſtems auf Ren
tabilität und Ausbaufähigkeit her. Uber die Ergebniſſe
dieſer Prüfung, die in einem Gutachten zuſammengefaßt
wuürden, hat aber nicht nur das Reichsverkehrsminiſterium
zu verfügen, auch andere Jnſtanzen haben es von wirt
ſchaftlichen und ſinanziellen Geſichtspunkten aus zu prüfen.
So wird es wohl erſt gleichzeitig mit dem neuen Haushalt

zur allgemeinen Diskuſdes Reichsverkehr miniſteriums

des deutſchnationalen Miniſter
v. Keudell zerſtört die geiſtige
Einheit unſerer Schule und unſeres

Bee
e S
Lehrertag in Bad Köſen

Die Lehrerſchaft der Provinz Sachſen hatte ſich in
dieſem Jahre in dem lieblich gelegenen Bad Köſen
verſammelt, um zu wichtigen Schulfragen Stellung zu
nehmen. Jm Kurhotel „Mutiger Ritter“ wurde am Diens
tag die Hauptverſammlung durch den Vorſitzenden des
Prövinzialverbandes, Rektor Voigt Magdeburg eröffnet.
Vom Oberpräſident war Oberregierungsrat Lenze erſchienen.
Regierungspräſident Grützner, der Landrat des Kretſes, der
Bürgermeiſter, der Schloßherr der Rudelsburg, Oberſt v.
Schönberg, Staatspräſident Hummel, M. d. R., waren
perſönlich erſchienen. Außerdem wohnten Abgeordnete des
Reichstages und des Landtages, Vertreter von polittſchen
Parteien, unter ihnen M. d. L., Oberſtudiendirektor Dr.
Bohne vr, Vertreter des deutſchen, des ſächſiſchen, thürin
giſchen, preußiſchen Lehrervereins und des Beamtenbundes
den Verhandlungen bei. Jhnen allen dankte der Leiter der
Verſammlung für ihr Erſcheinen. Dann zeichnete er in
großen Zügen die ſchulpolitiſche und wirtſchaftliche Lage.
Wirtſchaſtliche Sorgen und ſchulpolitiſche Nöle drücken die
Lehrerſchaft heute. Schon ſeit langem ſei den Lehrern nicht
ſoviel Geld gegeben, daß ſie das Leben ſtandesgemäß friſten
könnten, noch viel weniger habe es dazu geretcht, den
Kindern die gleiche Beruſsbildung zu geben wie ſie der
Vater habe. Die Lehrerſchaft verlange deshalb, daß ihre
grundſaſliche Jorderung, ihre Gehälter den Gehällern der

akademiſch vorgebildeten Lehrer an höheren Schulen zu
nähern, erfüllt werde, daß, wie in faſt alken anderen
deutſchen Ländern, auch in Preußen den Volksſchullehrern
eine Beſoldung gegeben werde, nach der alle Lehrer in Stadt
und Land durch Aufrücken nach dem Dienſtalter eine Skala
durchlaufen, die zum mindeſten den bisherigen Stufen 7
bis 9 entſpricht.

Oberregierungsrat Lenz dankte namens des Ober
Präſidenten für die Einladung. Regierungs präſident Grütz
ner verſicherte, daß die Merſeburger Regierung auch in Zu
kunft der Schule und ihren Lehrern beſonderes Intereſſe
widmen werde. Das zur Beratung kommende Reichs
ſchulgeſetz erfülle auch die Herzen der evangeliſchen
Chriſten mit ſchwerer Sorge. Vom Standpunkt des evan
geliſchen Chriſten müſſe man hinter das, was geplant ſei,
ein großes Fragezeichen machen. Zwergſchulen einrichten
ſei leicht, ſte zu bezahlen von Standpunkt der Selbſtver
waltung ein eigen Ding. Die finanzielle Lage ſei derart
ernſt, daß man bei Einführung des Schulgeſehes allen
Ernſtes an das Verſprechen des Flinanzausgkeichs von 1925
erinnern müſſe, daß den Gemeinden keine neuen Laſten
aufgebürdet werden ſollten, ehe ſie nicht vom Reich zur
Verfügung geſtellt ſeien.

Nachdem Bürgermeiſter Ciorek-Bad Köſen den Ver
handlungen vollen Erſolg gewünſcht hatte, nahm Staats
Präſident Hummel das Wort. Mit Freude konnte er
mitteilen daß tags zuvor Wiſſenſchaft und evangeliſche
Kirche von Heidelberg ſür die Erhaltung der Simultanſchule
eingetreten ſei. Der Kampf gehe jetzt um die Frage, ob
wir die ſtaatliche Schulhoheit oder eine Zerriſſenheit der
Schule unter dem falſchen Motto des Elternrechtes haben
wollen. Wer an der Einheitlichkeit des Schuliveſens rüttele,
rüttele an den Grundkggen unſeres Vildungsidegls und
unſerer Keltur. Der ſimültane Geiſt in den weltlichen
Fächern, auch der Volksſchule, ſei die Grundlage unſerer
hohen Kultur. Wir ſeien an einem Punkte im Kampf
um unſere Kultur angelangt, deſſen Folgen wir in aller
nächſter Zeit ſehen würden. Die Deutſche Demokratiſche
Partei werde die deutſche Lehrerſchaft freudig im Kampf
um Wiſſenſchaft und Bildung an ihrer Seite begrüßen.

Oberſtudiendirektor Dr. Bohner als Vertreter des
Landtages äußerte ſich vom Standpunkt der Lehrerſchaft
der höheren Schule aus. Die höhere Schule ſei im 18.
Jahrhundert genau ſo abhängig von einem anderen Stand
geweſen, wie es jetzt die Volksſchule werden ſolle. Auſgabe
der Abgeordneten ſei, über die richtige Verwertung der
öffentlichen Gelder zu wachen Er wünſche, daß die Volks
ſchulen auch beſſer ausgeſtattet würden, denn nur auf
dieſein Umwege könne das habloſe Volk wieder an den
Beſitz herangeführt werden. Er rief der Verſammlung zum
Schluß zu: „Wenn Sie nicht lebendiger werden, ſo unter
liegen nicht allein Sie, ſondern wir alle in dieſem Kampfe!“
Die Anſprachen der beider nykratiſchen Abgeordneten
wurden mit ſtarkem envmmen.Beifall a

Die teuneren Hiegel
Eine demokratiſche Anfrage

Die Abgeordneten Rönneburg, Erkelenz und die übri
gen Mitglieder der demokratiſchen Reichstagsfraktion haben
nachſtehende „Kleine Anfrage“ eingebracht:

„Jm Laufe dieſes Jahres ſind in weiten Teilen des
Reiches die Preiſe für Ziegelſteine um 50 und mehr Pro
zent geſtiegen. Dadurch kommt ein erheblicher Teil der
Mittel, die das Reich, die Länder und die Gemeinden für
die landwirtſchaftliche Siedlung und den Wohnungsbau,
insbeſondere auch in der Form der Hauszinsſteuerhhpo
theken, zur Verfügung ſtellen, den Ziegeleien zugute. Jr
gendwelche überzeugenden Gründe, die ein Anziehen der
Ziegelpreiſe in dieſem Umfange auch nur im entfernteſten
rechtfertigen könnten, ſind nicht zu erkennen.

Wir fragen daher die Reichsregierung, was ſie zu tun
gedenkt, um dieſer ſtarken Preisſteigerung und der darin
ein geſchloſſenen Hemmung. des Wohnungsbaues und der
land wirtſchaftlichen Siedlung entgegenzuwirken?“

Ein gefährlicher Deutſcher!
Jn der Nummer der alten „Voß“ vom Dienstag,

den 12. Oktober 1847, in der die Anzeige ſteht, durch die
der Leutnant Benckendorff von Hindenburg die am
2. Oktober in Poſen ſtattgefundene Entbindung ſeiner Frau
Loutſe, geb. Schwickart, von einem geſunden Knaben an
zeigt, ſteht im vredaktionellen Teil noch eine Meldung aus
Mannheim:

„Hoffmann aus Fallersleben, der ſich ſeit zwei Tagen
bei ſeinem Freunde v. Jtzſtein hier aufhält, hat ſoeben von
dem hieſigen Stadtamte den Befehl erhalten, innerhalb
24 Stunden bei Zwangsvermeidung das Großherzogtum
Baden zu verlaſſen, mit dem Bedeuten, daß einem etwaigen
Rekurſe keine aufſchiebende Wirkung ertheilt werde.“

Dieſer gefährliche Deutſche, den man in Baden nicht
duldete und in Preußen verfolgte, war der Dichter des
„DeutſchlandLiedes“, und der Grund für die Aufmerkſam
keit, die ihm königliche und großherzogliche Behörden
ſchenkten, war ſeine ſchwarzrotgolden e Geſinnung.

Mehrkoſten der Länder für die
Beſoldung

Nach einer jetzt vorliegenden Ueberſicht betragen die
Mehraufwendungen der Länder für die Beamten- Beſoldung
für Preußen 180 Millionen, für Bayern 58 Millionen, für
Sachſen 45 Millionen, für Baden 17 Millionen, für Thü
ringen 12 Millionen, für Braunſchweig 4 Millionen und
für Oldenburg 3 Millionen.

Parlamentsreden in Preußen
Eine LandtagsStatiſtik.

Der Preußiſche Landtag gibt das vorläufige Verzeich
nis der Redner heraus, das ſich auf rund 300 Sitzungen
erſtreckt. Die Statiſtik beginnt am 5. Januar 1925. Aus
ihr ergibt ſich, daß von den Miniſtern am meiſten der
Preußiſche Finanzminiſter HöpkerAſchoff, hat ſprechen müſ

ſen. HöpkerAſchoff hat rund 80mal das Wort ergreifen
müſſen. Der gegenwärtige Reichskanzler Dr. Marx hat als
Preußiſcher Miniſterpräſident nur 4 mal im Landtag ge
redet. Den abſoluten Rederekord hält der Kommuniſt Pieck,
der in 307 Sitzungen insgeſamt 248 Reden gehalten hat.
Pieck hält auch inſofern den Rederekord, als er es fertig
gebracht hat, in einer einzigen Sitzung, der 211., 22mal
zu ſprechen. Von demokratiſchen Parlamentariern hat Rie-
del, Charlottenburg, 76 mal geſprochen Es folgt dann Bar
teld mit 71, Falk init 50 und Meicke mit 40 Reden

Auflöſung des braunſchweigiſchen
Landtags

Der braunſchweigiſche Landtag ſtimmte. mit großer
Mehrheit einem von der parlamentariſchen Arbeitsgemein-
ſchaft eingebrachten Antrag zu, den Landtag am 26. No-
vember aufzulöſen und am folgenden Tage die Neuwahlen
vornehmen zu laſſen.

Die Poſt muß aufwerten!
Die Vereinigte Kaufmannſchaft von Bochum hatte

im Klagewege die Aufwertung des einmaligen Fernſprech-
beitrages beantragt. Das Landgericht Bochum verwies die
nträge an das zuſtändige Landgericht in Dortmund, das

dahin entſchieden hat, daß die Reichspoſt den einmaligen
Fernſprechbeitrag aufwerten muß.

Dr. Keinhold ſoll nach einer neueren Mitteilung
für den Botſchafterpoſten in Waſhington nicht in Frage
kommen. Es wäre zu begrüßen, wenn er ſeine reichen
Kenntniſſe in der Finanz- und Wirtſchaftspolitik in Deutſch
land ſelbſt zu ſeinem Wiederaufbau verwenden könnte,

Spannung ziviſchen Polen und Litauen
Nach Wilnaer Meldungen haben die polniſchen Be

hörden im Wilnaer Land insgeſamt 48 litauiſche Schulen
und ein litauiſches Lehrerſeminar ſchließen laſſen. Ueber
dies wurden 20 litauiſche Politiker, darunter zehn Prieſter,
feſtgenommen.

Einführung des Oberpräſtdenten
Dr. Waenttg

Am letzten Montag wurde der neue Oberpräſident
Profeſſor Dr. Waentig durch den preußiſchen Jnnen
miniſter in ſein neues Amt eingeführt. Einleitend wies
der Innenminiſter auf die Tätigkeit des früheren Ober
pväſidenten Hörſing hin und dankte beſonders Herrn Vize
präſidenten Dr. Hausmann ſür ſeine gute Geſchäſts
führung, die er in Abweſenheit des Oberpräſidenten a. D.
Hörſing und jetzt im Jnterregnum übernommen hat. Nach
der Einführungsanſprache des Miniſters nahm Vizepräſi
dent Hausmann im Namen der Beamtenſchaft das Wort,
um dem neuen Oberpräſidenten das volle Vertrauen der
Beamtenſchaft entgegenzubringen. Der Oberpräſident dankt
allen Rednern. Er ſei ſich der Schwere der ihm erwachſen
den Aufgaben voll bewußt. Er hoffe aber, daß die Ver
bundenheit durch den gemeinſamen Pflichtenkreis die beſte
Gewähr für eine harmoniſche Arbeit ſei.
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Schürzen, Monogramme und Uebergangskeider.

I. Taſchenſchürze aus geblümtem
Cretonne auf gelbem Grund.

2. Roſarot karierte Schürze mit
großer Taſche und Bordüren.
3. Pliſfierte Zebhyrſchürze mit

einfarbigem Rand.
4. Latzſchürze aus geblümtem

Leinen.
5. Schürze aus bunt bedruckter

Baumwolle mit pliſſiertem Volant.
6. Schürze aus ramagiertem

Satin mit ſpitzem Latz.
7. Bedruckte Wollſchürze mit

roten und beigeſarbenen Blumen

8. Kleid ans lavendelblauem
Crepe-Georgette

Nicht nur die Beſorgung häuslicher Arbeiten, die den meiſten
Frauen obliegt, benötigt das Tragen einer Schürze, es gibt auch
noch viele andere Beſchäftigungen, die die Friſche eines Keides

gefährden: vieles Anfaſſen, namentlich von ſeiten ſchmutziger
kleiner Kinderhände und die Fäden, die beim Nähen an den
Röcken hängenbleiben, ſind ihnen keineswegs dienlich. Durch
Umbinden einer hübſchen kleinen Schürze, die ſogar zum Schmuck
werden kann, wird dem Uebel geſteuert. h eEs gibt ſehr einfache und ſehr bequeme Schürzen zum morgend

lichen Gebrauch. Lang, einhüllend, aber doch weniger unbequem
als die Aermelſchürze halten ſie manchen Fleck, manchen Riß vom

Kleide ab. Man macht ſie ans widerſtandsfähigen Stoff wie
Japer Zephir, Kattun und gibt ihnen eine heitere, niedliche

aſſon.
Oder ſind unſere Modelle aus roſarotem Zephir mit Latz

und gekräuſelten Seiten, mit Stoffbordüren und Pliſſés, mit leicht
um die Taille geſchlungenem Gürtel, mit hochgerückter Taille und
mehr oder minder großen Taſchen und Täſchchen nicht hübſch
anzuſehen Eine Schürze erſetzt der Hausfrau oft ihren Arbeits
und Schlüſſelkorb mit den vielen Taſchen, die genug Raum für
Fingerhut, Schere, Zwirn, Schlüſſel, und was ſo eine geplagteDame alles mit ſich herumzuſchleppen hat, bietet!

Zierlicher und koketter ſind natürlich die Schürzen mit ſpitzem
Latz. Manche werden nur aus einem viereckigen Stück Stoff ge
ſchnitten, wie man ihn in allen großen Warenhäuſern vorrätig
findet. Stickereien und Muſterumrandungen mit farbiger Seide
ſind in ſolchen Fällen zu empfehlen.

Die eleganteſten Hausſchürzen ſind die aus Voile und geblümtem
Muſſeline, deren Latz aus zwei ſich kreuzenden Spitzen beſteht und
deren untere Rundung mit einem kleinen pliſſierten Volant veſetzt

iſt. Mit einer ſolchen Schürze kann die Hausfrau ruhig intime
Gäſte in ihrem Heim begrüßen, es wird keiner ſie deswegen für
„ſpießig“ erklären!

Und nun zu den wieder ſehr modern gewordenen Mono-
grammen!l Nicht nur auf Wäſche und Hauskleider werden ſie
geſtickt, ſondern ſie geben auch den einfachen Kleidchen und Bluſen
eine ſehr nette perſönliche Note. Natürlich muß die Nüance der
Monogrammſtickerei immer mit den Ganzen in harmoniſchem

mit blauen

Die abgebildeten Modelle.

Treſſen auf weißem Grund und
blau geſticktem Monogramm.

9. Bluſe aus glänzendem roſa
Crepe Satin mit gleichfarbenen
matten Streifen aus demſelben
Stoff

10. Weiße Crepe- Georgette
Bluſe mit königsblauer Bordüre
und blauem Monogramm.

11. Rote Crepe de Chinebluſe
mit Sattel,
Krawatte.

Hohlfalten und

12. Rot geſticktes Monogramm
„H E V anſ ſchwarzem Grunde.

13. Der Swegater aus königs
byanem Wollmarocain mit marine
blauer Stickerei wird zu einem
marineblauen Wollrock getragen.

Georgettetleid zum Beiſpiel wird das Monogramm in blauer

als Umrandung iſt ſehr beliebt.

Einklang ſtehen, und alle möglichen Kombinationen geſtakten
dieſe Harmonie in mehreren Tönen zu verwirklichen: entweder
wird jeder der verſchlungenen Buchſtaben in anderer Farbe ge
ſtickt oder das durchbrochene Monogramm wird auf hellen oder
dunklen Grund gebracht. Für ein lawendelblaues Crepe

Seide auf weißem Grund geſtickt, für ein roſa Crepe de Chin
kleid in roſa Seide gleichfalls auf weißem Grunde. Ketten

Manchmal harmoniert das

weichender Farbe gehalten iſt. Anſtatt es in zwei Farben zu
ſticken, werden verſchiedene Stiche oder eine neue Anordnung für
jeden Buchſtaben genommen: ſo wird der Hauptbuchſtabe im
Vollſtich, der Buchſtabe, der den Vornamen bezeichnet in Platt
ſtich ausgeführt. Die Konturen werden dann mit Stilſtich

ezeichnet.
In dieſem Augenblick ſind leichte Wollkleider un entbehrlich,

um ſo mehr, als ſich ja die Regentage mit friſchen Winden immer
häufiger einſtellen. Jhnen genügt die kleinſte Garnierung: Woll
oder Seidenſticerei in abweichender Farbe, gleichfarbene Stoff
ſtreifen aus Satin, die glänzend und ſchräg geſchnitten, mit der
matten Gewebeſeite einen hübſchen Gegenſatz bilden.

Hier ziehen ſich parallele Linien am Rande des Rocks und
der Aermel entlang, dort gibt es TreſſenApplikationen mit
Steppereien. Je nach dem Stoff:. Crepe und Crepon paſſen
mehr zu Nervüren ihrer Leichtigkeit wegen, auch Rips, dickere
Wollſtoffe und Popeline laſſen ſich noch auf die gleiche Art
garnieren, dagegen werden Gabardine und Serge geſteppt und
mit Treſſen verſehen

Jm Rücken mancher Kleider bemerken wir eine neue Ark von
Bolero. Er ähnelt einem flatternden Jäckchen, das bald ein wenig
über, bald unter der Taille halt macht. Jn dieſer Beziehung
wird es im kommenden Winter viele Variationen geben.

Die Uebergangszeit ſieht auch wieder ſehr viele ſchottiſche,
warme mollige Wollſtoffe mit dekorativen Motiven. In dieſem
Jahr werden die Karos ſehr viel ſchräg geſetzt. Die Garnierung
eines ſolchen Kleides beſteht dann nur in gradlinig geſchnittenen
Sattelſtücken und Patten.
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ſammen Beſondere Einladungen ſolgen ſpäter

e
G Magdeburg

An unſere Kreunde!
Wir befinden uns im Jahr der Wahlvorbereitung.

Auf do ganzen Linie muß die Aufklärungsarbeit für die
bemokratiſche Politik einſezen. Veranſtaltungen aller Art
haben ſtattgeſinden. Wir bitten die Vertrguensmänner bezw.
die Ort ſitzenden bemüht zu ſein, damit im Laufe
pieſes Herbſtes regelmäßige Zuſammenkünfte aller Geſin-
nung eeunde ſtattfinden. Die Bezirkgeſchäftsſtelle iſt, ſo

it ſiche ermöglichen läßt, bereit, Redner für dieſe Zu
ſammenkünſte zu vermitteln. Der Bezirksvorſtand tritt am
30. Oktober zuſammen, um auf Grund der Beſchlüſſe in Bad
Eilſen über die Reorganiſation der Partei zu beraten
Es ſt dringend notwendig, daß feder einzelne an ſeinem
Teil mitarbeitet. Niemand darf ſich von der Arbeit aus
ſchließen Schon heute erſuchen wir, die Vorarbeiten für
die Verſammlungstätigkeit aufzunehmen.

Wir ſind bexeit, unſere Mitteldeutſche Rundſchau an
alle Intereſſenten auf ein Vierteljahr koſtenlos zu über
weiſen und erſuchen um Einſendung der Anſchriften. Jn
Frage kommen nur ſolche Perſonen, von denen man an
annehmen darf, daß ſie Verſtändnis für unſere politiſchen
Ziele haben. Mit der Einreichung dieſer Liſten darf nicht
gezögert werden je eher wir im Beſitze dieſer Unterlagen
ſind deſto beſſer für die Bewegung.

Veranſtaltungen
der

Deutſchen Demokratiſchen Partet
Ortsgruppe Magdeburg

Geſchäftsführender Ansſchuß: Die nächſte Sitzung fin
det am Montag, dem 10. Oktober, abends 7,30 Uhr, in den
„Altſtädter Bürgerſälen“ ſtatt.

Stammtiſch für die Mitglieder der D. D. P. Diens
tag, den 11. Oktober, abends 8 Uhr, Hotel „Weißer Bär“,
Weinfaßſtraße 6. Starke Beteiligung erwünſcht.

Der erweiterte Bezirksvorſtand des Bezirkes Magde-
burg Anhalt der Deutſchen Demokratiſchen Partei tritt am
Sonntag, dem 30. Oktober, zu einer ſehr wichtigen Sitzung

Deutſche Demokratiſche Partei. Die Mitgliederbetträge
für das 8. Quartal 1927 werden zurzeit durch unſere Kaſſen
boten eingezogen. Wir bitten durch prompte Bezahlung die
die Arbeit unſern Boten zu erleichtern. Alle Freunde, die
dazu in der Lage ſind, bitten wir um eine freiwillige Er
höhung der Beiträge. Jn dieſem Winter ſetzt die Propa
gandatätigkeit für die Partei in erhöhter Maße ein, dazu
gehören größere Mittel. Unſer Etat iſt an ſich ſchon ſehr
ſtark belaſtet durch das erhöhte Porto und andere Dinge
mehr. Wir würden uns außerordentlich freuen wenn unſere
Bitte überall gute Aufnahme finden würde.

Schönebeck a. Elbe. Dr. med. Stlberſtefn Jn
folge eines Schlaganfalles verſchied ganz plötzlich vhne

bvorhergehende Krankheit unſer rühriges Mitglied, Dr. med.
ilberſtein. Der Verſtorbene war ein aufrechter, ſoztkalden

ender und freiheitsliebender Mann. Ex gehörte der Orts
ruppe der Deutſchen Demokratiſchen Partet ſeit ihrer
ründung als Vorſtandsmitglied an. Jn ſeinem Kollegenkreife erfreute ſich der Verſtorbene großer Beliebtheit;

ſeit Jahren hat er die Intereſſen der Aerzteſchaft zielbewußt
und erfolgreich vertreten und wirkte mit an der Schaffung
der Verſorgungsunterſtützungseinrichtung. Jn aufrichtiger
Trauer werden wir unſerm Dr. Silberſtein ein ehrenvotles
Andenken bewahren.

Barby. Die hieſige Ortsgruppe der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei hielt am 3. Oktober im „Grünen Anker“
ihre Monatsverſammlung ab, die wiederum einen recht
zahlreichen Beſuch aufwies. Der Vorſitzende gedachte zu
nächſt in ehrenden Worten des Geburtstages des Reichs
präſidenten. Darauf hielt Konrektor Höſe ſeinen an
gekündigten Vortrag über den Reichsſchulgeſetzentwurf. Der
Redner verſtand es, ſeinen Zuhörern dieſen Entwurf in
verſtändlicher Weiſe zu erläutern und ſeine Unzulänglich
keit an Hand zahlreicher Beiſpiele nachzuweiſen. Für ſeine
Ausführungen wurde dem Redner der lebhafte Beifall der
Verſammlung zu teil. Jn der mit großem Eiſer geführten
Ausſprache brach einmütig die Anſicht ſich Bahn, daß der
vorliegende Geſetzentwurf nie Geſetz werdet möge. Nach
Beantwortung verſchiedener Anfragen aus mancherlet Ge
bieten, wurde die Verſammlung vom Vorſitzenden, Juſtiz
vberſekretär Schulz geſchloſſen. Nach Schluß der Ver
ſammlung blieb ein großer Teil der Verſammlungsbe
ſücher im geſelligen Kreiſe noch einige heitere Stunden
am Demokratenſtammtiſch beiſammen. Die nächſte Mo
natsverſammlung findet am Monkag, den 7. No

hember d. J. ſtatt.
Aſchers leben. Am Sonntag, dem 2. Oktober, tagte hier

die Vertrauensmännerkonferenz der Deutſcher Demokrati
ſchen Partei für den Unterbezirk Harz. Der Vorſitzende, Leh
rer Tröbſt, Halberſtadt, gedachte bei Eröffnung der Ver

ſammlung des 80. Geburtstages des Reichspräſidenten. Mit
einem herzlichen Glückwunſch verbinden die deutſchen Repu
blikaner den Dank dafür, daß Hindenburg die bei ſeinem
Aintsantritt gegebenen Verſprechungen getreulich gehalten
hat. Hindenburg trat trotz ſeines hohen Alters an die Spitze
der deutſchen Republik. Dem Achtundſtebzigjährigen iſt es
ſicherlich nicht leicht geworden, ſich von Anſchauungen ab
suwenden, die ihn ein ganzes Leben hindurch geleitet haben.
Im Jahre 1918 nach dem Zuſammenbruch hat er die deutſche
Armee nach der Heimat geführt und ſich freiwillig in den
Deinſt des ſchwer bedrängten Vaterlandes geſtellt. Am heu

tigen Tage wollen wir ihm für all das, was er für das
Vaterland geleiſtet hat, aufrichtig danken. Den Bericht
über die ParteiſekretärKonfereng erſtattete Parteiſekretär
Vit-Halberſtadt, der auf die beſchloſſenen 17 Punkte ver
wies und einige davon herausgriff, die ſchon jetzt im Un
terbeſirk Karz durchgeführt werden ſollen. Die von Lehrer
Schäfer Quedlinburg eingebrachten Vorſchläge für den
Neugufban der Partei wurden von der Verſammlung ge
nehmſat. An der nachfolgenden Beſprechung beteiligte ſich

u eordneter Dr. Bohner, der vor allem nach
wies v di demokratiſchen Wähler ſitzen. Er führte u. a.
Zu

Kreisverein

De Wahlkreis Magdeburg hatte n der demokratiſchen Enkwurfes, Die Verſammlung nahm eine Entſchließung an,
Wahlſtgtiſtik nach den Dezemberwahlen 1924 nicht die beſte
Stellung, da er einer der wenigen Wahlkreiſe war, die ſich
in der Stimmenzahl nicht gehoben hatten. Das hängt natür
lich damit zuſammen, daß der Wahlkreis durch den Aus
tritt der Abgeordneten Schiffer und Böhme in eine ge
wiſſe Verwirrung gebracht worden war. Jmmerhin ſtand
der Wahlkreis, wenn man den Prozentſatz der Stimmen
anſteht, noch an ſechſter Stelle ſämtlicher preußiſcher Wahl
Kreiſe. Jn ganz Preußen haben die demokratiſchen Stimmen
5,9 Prozent der abgegebenen Stimmen erreicht. Ueber den
Durchſchnitt ſtehen Potsdam II mit 12,5, Berlin anit 10,1
Schleswig Holſtein mit 9, HeſſenNaſſau mit 8,5, Liegnitz
mit 8 und dann Magdeburg mit 7,2 Prozent, außerdem
noch Merſeburg, Potsdam I, Weſer-Ems und Weſtfalen-Süd.

Wertvoller für uns iſt die Verteilung der Stimmen
im Wahlkreis ſelber Sehr viele Partekfreunde, aber auch
ſehr viele Gegner werfen uns vor, daß wir eine ſtädtiſche
Partet ſeten. Jn unſerem Wahlkreis iſt mehr als ein Viertel
der Stimment, nämlich 13 000 von 50 000, in Orten unter
2000 Einwohnern abgegeben worden, alſo als Bauernſtim
men anzuſprechen. Dieſe Orte unter 2000 Einwohnern wäh
len für uns ſogar günſtiger als die Orte zwiſchen 2000 und
5000 Einwohner. Wir erhalken nämlich in Gemeinden unter
2000 6 Prozent der abgegebenen Stimmen, in Gemeinden
von 2000 bis 5000 5,3 Prozent, von 5000 bis 90 000
6,9 Prozent, über 10000 8,5 Prozent. Dabei ergeben
ſich die Zahlen 13500, 4700, 2200, 29700. Die große
Zahl der Stimmen in den Orten unter 2000 muß uns
ein Anſporm ſein, viel mehr die Partetarbeit tn dieſen klei
nen Orten zu pflegen. Wir ſind den vielen, die uns da
gewählt haben, dankbar, daß ſie Bemühnungen der Partel
in Land und Reichstag für ihre Intereſſen anerkennt, auch
wenn wir inr Wahlkampfe ſelber ihre Wohnorte nicht auf
geſucht. hatten. Die höchſte Prozentzahl der abgegebenen

ver ſammlung gegenüber dem Regkerungspräſidenten erklärt

D. D. P.anzlehen

Sonntag, den 16. Oktober
findet in Egeln eine

Kreisvertrauensmännertagung
ſtattRedner Dr. Bohner on d.

Wir erwarten ſtarke Betetligung.

[„”xvuvf

Stimmen für uns erreicht der Stadtkreis Stendal mit
12,5 Prozent. Es folgen Magdeburg mit 10,4 Prozent,
Gardelegen mit 8,6 Prozent, alſo auch ein ländlicher Kreis,
Jerichow I. mit 8,4 Prozent, Aſchersleben mit 8,2 Pro
Zzent, Wernigerode mit 7,8 Prozent. Von Wahlreſultaten
in kleineren Städten fielen für uns beſonders günſtig aus:
Tangermünde mit 11,8, Genthin mit 10,9, Neuhaldens
leben mit 9,4, Wernigerode init 8,9 Prozent. Ein ſchönes
Reſultat iſt es auch, wenn wir im Kreiſe Gaärdelegen in
den Orten unter 2000 Einwohner nahezu zehn Prozent
der abgegebenen Stimmen erreichen. Man wird wohl ver
muten dürfen, daß dies auch eine Anerkennung der Arbeit
unſeres Ehrenvorſitzenden, des Landrats Böer, iſt. Viel
leicht iſt es gut, auch einige bemerkenswerte ſchlechte Re
ſultate anzuführen. Am ungünſtigſten ſtand für uns die
Sache im Oſtharz. Schon der Stadtkreis Halberſtadt bringt
uns nur 44 Prozent Ankeil und der Landkreis Halberſtadt
läßt den Anteil der demokratiſchen Stimmen am Geſamt
ergebnis auf 8,4 Prozent ſinken, der Landkreis Oſchers
eben auf 3,8, der Landkreis Quedlinburg auf 4,2. Die
Hauptarbeit bei der Vorbereitung des Wahlkampfes muß
alſo in den Oſtharz und das Harzgebiet verlegt werden.
Ppoarteiſekretär Münz wies auf die an 30. Oktober

ſtattfindende Tagung des Wahlkreisvorſtandes hin mit dem
Bemerken, daß ſich dieſe Sitzung eingehend mit der Re
vrganiſation der Partei befaſſen würde. Entſprechende Vor
ſchläge werden dem Wahlkreisvorſtand unterbreitet. Beſchloſ
ſen wurde, die nächſte Tagung am 15. November d. J.
abzuhalten, in der dann die Organiſationsarbeit in allen
Einzelheiten durchberaten wird. In der Zwiſchenzeit ſollen
die einzelnen Kreisvereine und größeren Orksgruppen zu
den Vorſchlägen der Konfereng Stellung nehmen. An der
weiteren Ausſprache beteiligten ſich u. a. Oberbürgermeiſter
Willigmann, Konrektor Henning, Dr. Ritter,
Konrektor Koch Eiſenbahnknſpektor E.

Oſchersleben. Die hieſige Ortksgruppe der Deutſchen
Demokratiſchen Partei hielt einen Vortragsabend ab, an
dem Konrektor Hennig Magdeburg über den Reichs
ſchulgeſetzentkwaurſ ſprach. Redner gab eingangs ſei
mer Ausführungen einen Rückblich über den ſchulpolttiſchen
Kampf. Nach Artikel 146 der Weimarer Verfaſſung iſt in
Deutſchland die Gemeinſchaſtsſchule feſtgelegt, während der
Keudellſche Schulgeſetzentwurf dieſelbe verdrängt, Hierin

Beiſpielen. Jntereſſant war das Beiſpiel für Bremen, das
bei einer Trennung der Schulen nach Weltanſchauungen
eine einmalige Mehrausgabe von 4 Mill. Mark und eine
jährliche Mehraugabe von Mill. Mark haben würde.
Ungünſtig liegen auch die Verhältniſſe in Holland, das
ſchon ein ähnliches Schulgeſetz hat, wie es in Deutſch
land eingeführt werden ſoll. Die Leiſtungsfähigkeit der
deutſchen Volksſchule werde durch dieſen Geſetzentwurf her
abgeſetzt, und deshalb ſei der Entwurf aus praktiſchen
Gründen im Intereſſe der Schule, ſowie aus finanziellen
und ſtaatspolitiſchen Gründen zu verwerſen. Die De

die den Reichsſchulgeſetzentwurf ablehnt, weil er im Wider
ſpruch zur Verfaſſung ſteht weil gut gegliederte Schulen
durch die konfeſſivnellen und weltanſchaulichen Zwerg
ſchulen in ihrer Geiſtesfreiheit zerſchlagen werden, weil
er keinen Schulfrieden bringt und eine für die Lehrer
ſchaft unerträgliche kirchliche Schulüberwachung einführt.

Egeln. Die Deutſche Demokratiſche Partei veranſtaltet
am Sonntag, dem 16. Oktober eine Kreisvertrauens-
männerſitzung für den Kreis Wanzleben in Egeln im
Geſellſchafts haus Teute. Die Tagung wird vor
ausſichtlich um 11 Uhr veginnen. Die Vertrauensmänner
erhalten zu dieſer Konferenz noch beſondere Einladungen,
Referate haben Landtagsabgeordneter Dr. Bohner und
Partetſeketär Mün z übernommen

Egeln. Unerfren liche Zuſtände in der
Stadtverwaltung. Der Magiſtrat der Stadt Egeln
hat ſich r einem Klageantrag beim Bezirksausſchuß gegen
ſeinen Bürgermeiſter Dr. Knarr gewandt. Der Bürger
meiſter blieb den Sitzungen der Stadtvervordnetenverſamm
lungen fern ſö daß es ſchon vorgekommen iſt, daß die
Htadtverordnetenverſammlungen vertagt werden mußten
Der Magiſtrat faßte einen Beſchluß der den Bürgermeiſter
verpflechtete, als Deputierter des Magiſtrats an allen
Sitzungen der Stadtverordnetenverſammlungen teilzunehmen
Der Beſchluß tſtr vom Bürgermeiſter beanſtandet und als un
geſetzlich bezeichnet. Der Magiſtrat erhob nunmehr Klage
im Verwalkungsſtrektverfahren gegen den Bürgermeiſter
Der Befgeordnete Oekg arten führte als Vertreter des
Magkſtrats an, daß nach S 38 der Städteordnung der
Magiſtrat zu beſtimmen Hat, durch welches Mitglied er
ſich in der Skadtverordnetenverſammlung vertreten läßt,
Der Bürgermefſter begründete ſeinen Entſchluß damit, daß
Ihn nicht zugemutet werden könne, an der Stadtverord-
nekenverſammlung tellzunehmen, weil die Stadtverodneten

habe, ſie ſet unter keinen Umſtänden vbereit, mit ihm zu

Fahren mit dem Ziele der Auttsentſetzung angedroht Hhabe,
wenn er nicht ſofort von feinen Amt zurücktrete. Jm Be
girksausſchuß gab der Bürgermeiſter die Erklärung ab,
daß er dem Magtſtrat das Recht nicht ſtreitig
mache, ihn zu beſtimmten Verhandlungen der
Stadtvervrdnetenver ſammlung abzuord-
netenverſammlungteilzunehanen, könne ihn der
Magiſtrat nicht zwingen. Das ſei der Zweck ſeiner Bean
ſtandungsverfügung. Nach dieſer Erklärung iſt wohl anzu
nehmen, daß dke Angelegenheit durch Vergleich erledigt
wird. Der Beigeordnete Oelgarten war nicht in der Lage
vhne vorherige Stellungnahme mit dem Magiſtrat den
Klagegntragt zurückzuzkehen.

Bezirk Halle
Halle Während der Dauer des Winterfahrplans 1927

GSaale) ſämtliche Schnellzüge zur Benutzung mit Sonntags
rückfahrkarten gegen Bezahlung des Schnelkzugzuſchlages
freigegeben Ausgenvmmeit ſind JD.6, D 42, S D 48,
D. 70, 99 80, D 71, 95 79, D 61 D 683 und D. 88,
letzterer jedoch nur auf der Strecke Oberhof Erfurt.

Halle. Vom 8. bis 19. Oktober veranſtaltet die Stadt
Berggießhübel in Halle, Martinſchule, eine Ausſtelkung der
Hochwaſſerkataſtrophe im ſächſ. Erzgebirge zum Beſten der
Schwergeſchädigten von Berggkeßhübel. Die Ausſtellung iſt
täglich auch Sonntags von früh 9 bis abends 9 Uhr
geöffnet. Der Eintrittspreis beträgt 50 Pfg. Die Ausſtel

Verwüſtung und eindringlich die durch das Unwetter in
wenigen Minuten angerfchteken Verwüſtungen, Wir bitten
alle Parteifreunde den ſchwer geſchädigten erzgebirgtſchen
Brüdern in Gottlenbatal durch dem Beſuch der Ausſtellung
zu helklfen.

Halle. Univerſttätsbibliothekar a. D. Dr. phil. Guſtar
Conrad iſt im Alter von 57 Jahren verſtorben Seit
Gründung der D. D. P. war uns der Verſtorbene ein
treuer Geſinnungsfreund, dem wir ein ehrendes Andenken
bewahren werden.

Halle. Landtagsabgeordneter Hofe Kiel ſpricht am
Montag, den 10. Oktober, abends 8 Uhr im Saale des
Hotels „Rotes Roß Leipzigerſtr. 76) über das Thema
„Die Preisgabe der gewerblichen Mieter“. Die Verſamm
lung iſt öffentlich und findet auf Veranlaſſung der Or
gaufſation des gewerblichen Mieterſchutzes
ſtatt. Wir bitten auch unſere Partetfreunde um recht zahl
reiche Beteiligung. Abg. Hoff iſt der Sprecher der demo
kratiſchen Landtagsfraktion bei deren Eintreten für Auf
rechterhaltung des Mieterſchutzes und hat ſich der Rechte
der Mieker mit beſonderer Energte angenommen. Am Tage
vorher ſpriche Abg. Hoff in zwer Verſammlungen in Stadt
und Kreis Worßenfels. Danken wir ihm alſo auch in
Halle durch Linemn zahlreichen Beſuch für ſein freundliches
Entgegenkommen

Halle. Am Sonnktag, den Oktober, vormittags 15
Uhr beginnt iänr NeumarktSchützenhaus d e Vertre-
terkagung des Wahllkretsverbades Halle
Merſeburg. An die zur Teilnahme Berechtigten ſind
beſondere Einladungen ergangen. Die Beſchlüſſe werden

iſt eine Verletzung der Verfaſſung zu erblicken Redner er n der nächſten Nummer des W. Hveröffentlicht.
3läuterte den Geſetzentwurf an Hand von einigen draſtigen

Die Bezugsgebühren für das
3. Huartalſind fällig. Gemäß unſerer Aukündigung erheben wir die

rückſtändigen Bezugsgebühren Durch Poſtttachnahmen zu
züglich Speſes.

Eingegangene s Gelder W. Nedlitz Mk. A. Z.
Köthen 4,65 Mk., O. M Burg 65 Mk., G. Le Burg
9 Mk., P. AZerchland 65 M. J. S Germtſchs, 720 Mk.
P. W. Genthin 3 Mk., E. M. Langentdeddtngen 5.63 Mk.
E. L.geßnitz 6,33 Mk., Dr. K.Barby 2,35 Mk.

Um Einſendung der fälligen Gebühren wird freund
hatte ergab eine einmütige Ablehmnunmgedes jetzigen Kichſteerſucht.

ſammen zu arbetten, und weil ſie ihm ein Diſziplinarver

wen nuran allen Stzungen der Stadtverord

bis 28, und zwar bereits mit Gültigkeit von Sonnabend
den I. 10. ab, werden im Reichsbahndtrektionsbezirk Halle

lung zeigt die Schönheiten des Unwetkergebietes vor der

h
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Rathenau und die Kriegsſchuldfrage.

Bei der Rathenau-Gedenkfeier, die im Reichswirt
ſchaftsrat ſtattfand, kam Reichskanzler Marx in ſeiner
Rede u. a. auf die Kriegsſchuldfrage zu ſprechen Gerade
angeſichts der letzten Erörterungen, die ſich im Zuſammen
hang mit der Tannenbergrede und dem Streſemann Inter
view ergeben haben, verdient jene Stelle aus der Rede
des Reichskanzlers beſonders Beachtung, in der er ſagte
„Rathenaus ganzes Streben war, den guten Glauben im
Verkehr zwiſchen Völkern und Einzelperſonen wieder her
zuſtellen. Eine ſeiner letzten öffentlichen Handlungen war
es, daß er die erſten ſechs Bände der Sammlung der
diplomatiſchen Akten des Auswärtigen Amtes der Welt
übergab, ein Werk, das ganz in ſeinem Sinne beſtimmt iſt,
durch ehrliche Offenlegung aller Dokumente den guten
Glauben wieder herzuſtellen. Er wußte, daß dazu Zeit
gehört, aber auch, daß hierin die Zeit für uns läuft.“

Ahlentann als Sekundant Ludendorffs.
Ludendorff hat ſich für ſeine große Ofenſive gegen

die Freimaurer den völkiſchen Oberſtleutnant Ahlemann
als Sekundanten auserſehen, der vor allem in Pommern
den Vernichtungskampf gegen die Freimaurer führen ſoll.
Ahlemann arbeitet mit denſelben grotesken Behauptungen,
die ſein Chef aufgeſtellt hat, u. g. hat er in einer Kol
berger Verſammlung auch die Kubuslehre Ludendorfſfs auf
Lgegriffen und dagegen gewettert, daß das Kriegerdenk-
mal in Greifenberg durch einen Kubus gekrönt wird,
da darin die geheime Macht der Logen und Juden zum
Ausdruck kommt. Die braven Greifenberger haben aber
dieſen Vorwurf nicht auf ſich ſitzen laſſen, ſondern Ahle
mann erlitt in der Kolberger Verſammlung eine vernich
tende Abfuhr Jn Stolp haben ſich ſogar die vaterländiſchen
Verbände gegen Ahlemann gewandt. Wenn ſchon in Pom
mern Ludendorffs Weizen nicht mehr blüht, dann iſt es
alberdings ſchlecht um ſeine Sache beſtellt

Eine Ode des „Deutſchen Adelsblattes“.
Jm Deutſchen Adelsblatt“ findet ſich folgende Betrach

tüng über den Faſchismus: „Laſſen wir einmal vorüber
gehend den Gedanken fallen, daß Muſſolini die geiſtige
Knechtſchaft der Südtiroler zuläßt, daß er ungerechte Worte
voll Haß und Verachtung gegen unſer Volkstum geſchleudert
hat: Der Faſchismus iſt eine tiefgreifende Volksbewegung
geworden zur Erneuerung des italieniſchen Volkes Hieran
wird auch ein vorzeitiger Tod Muſſolinis nichts oder wenig
ändern, denn das Führertum wird geſchaffen. Und auch das
ſollte für die Angehörigen des chriſtlichen deutſchen Adels
eine ernſte Mahnung ſein. Mögen wir der politiſchen Perſon
Muſſolini und der Politik Jtaliens ablehnend gegenüber
ſtehen, dem Regierungsſyſtem des Faſchismus können und
dürfen wir freilich unter Anpaſſung an deutſche Ver
hältniſſe unſere Zuſtimmung nicht verſagen.“

Die Reparationsleiſtungen im vierten Dawesjahr.
Jn wenigen Tagen, am 27. September, ſind die erſten

Reparationszahlungen im Rahmen des vierten Dawesjahrs
zu leiſten dazu 55 Millionen Eiſenbahnzahlungen und 20

Millionen aus der Beförderungsſteuer als Reſtzahlung für
das eben abgeſchloſſene dritte Reparationsjahr. Die Re
parationszahlungen werden ſich dann zu Ende jeden
Monats wie folgt abwickeln: Die Eiſenbahnzahlung be
trägt allmonatlich 55 Millionen, ſo daß jährlich 660 Mil
lionen herauskommen, die Beſörderungsſteuer iſt auf monat
lich 24 166 000 und auf jährlich 310 Millionen feſtgelegt.

Der Haushalt trägt allmonatlich 41 666 666 Mark, alſo
jährlich 500 Millionen. Dazu kommen aus dem Reſerve
fonds allmonatlich bis zum Mai nächſten Jahres rund
8,5 Millionen Mark, zuſammen 76 200 000 Mark. Die Jn
duſtriezahlungen werden ſchließlich am 28. April des näch
ſten Jahres und am 28. Auguſt des nächſten Jahres mit
je 150 000000 Mark geleiſtet. Die Geſamtreparationszah
lung im Jahre 1927/28 beträgt für uns nach dieſer Auf
ſtellung 1875 000 000 Mark.

Die Deutſche Volkspartei und die Kriegsſchuldfrage.
Jn der „Deutſchen Akademiſchen Rundſchau“ nimmt

der volksparteiliche Landtagsabgevrdnete Staatsminiſter a.
D. Dr Boelitz in beachtenswerter Weiſe Stellung zur Frage
der Behandlung der Kriegsſchüldfrage auf unſeren Hoch-
ſchulen. Boelitz ſchreibt u. a.: „Demonſtra tionen
nützen uns heute nicht viel Wohl aber nützt es,
wenn unſere Jugend heute in leidenſchaftlicher Arbeit, in

hartem mühſamem Ringen mit Lüge und Verleumdung
aus der Tiefe die Wahrheit hervorholt. Dieſe Wahrheit
wird uns frei machen.

Beamtenfragen
Die Amtsbezeichnungen der Reichsbeamten.

Der vom Reichsminiſter des Jnnern von Keudell auf
dem Königsberger Parteitag der Deutſchnationalen ange
kündigte Geſetzentwurf über die Amtsbezeichnungen der
Reichsbeamten iſt jetzt, wie der „Demokratiſche Zeitungs
dienſt“ erfährt, an den Reichsrat gelangt. Der Geſetzentwurf
iſt nur ſehr kurz. Er enthält die Beſtimmung, daß die
Amtsbezeichnungen der Reichsbeamten vom Reichspräſiden-
ten geregelt werden ſollen. Auf dieſe Weiſe ſollen die neu
einzuführenden Amtsbezeichnungen der parlamentariſchen
Behandlung entzogen und auf dem Verordnungswege ein
geführt werden. Zu dieſer Maßnahme hat man ſich angeblich
entſchloſſen, weil zahlreiche widerſtreitende Beamtenwünſche
hinſichtlich der Amtsbezeichnungen vorliegen. Wenn ſchon
die Angelegenheit der Amtsbezeichnungen durch Verordnung
Und nicht durch Geſetz entſchieden werden ſoll, ſo wird die
Oppoſition vor allem gegen Verſuche Stellung nehmen müſ
ſen, die darauf hinausgehen, aus den Amtsbezeichnungen
Titel zu machen, die einzelnen Beamten beſonders ver
liehen werden. Wenn die Beamten auf Grund langjähriger
Dienſtzeit ſogenannte „geſteigerte Amtsbezeichnungen“ er
halten ſollen, ſo müſſen ſie bei ganzen Gruppen einge
führt werden und dürfen nächt von der Entſcheidung
einzelner Dienſtvorgeſetzter abhängig ſein. Weiterhin iſt

es erforderlich hinſichtlich der Amtsbezeichnungen zwiſchen
Reich und Ländern die notwendige Einheitlichkeit durchzu
führen.

Perſonalveränderungen in Preußen.
Wie verlautet, wird der Regierungspräſtdent von Sig

maringen, Scherer, demnächſt ſeinen Poſten aufgeben und
eine leitende Stellung im Preußiſchen Miniſterium des Jn
nern erhalten. Der hauptamtliche Vertreter Preußens im
Reichsrat, Miniſterialdirektor Dr. Frick, wird in den einſt
weiligen Ruheſtand verſetzt werden.

Soziales
Vemerkenswerter Zuwachs im Gewerkſchaftsring.

Die freiheitlich nationalen Gewerkſchaften, deren Rich
tung in den letzten Monaten und Jahren durch den An
ſchluß verſchiedener Berufsverbände geſtärkt wurde, haben
wiederum einen neuen und bemerkenswerten Erfolg zu
verzeichnen. Soeben hat der „Allgemeine Verband der Ver
ſicherungsangeſtellten“ (AVV.), Sitz Berlin, auf ſeiner dies
jährigen Verbandstagung in Frankfurt am Main einſtimmig
den Anſchluß an den Gewerkſchaftsring deutſcher Arbeiter
Angeſtellten und Beamtenverbände beſchloſſen. Die Rich
tung des Gewerkſchaftsringes dürfte durch den Anſchluß eine
weitere beachtliche Verſtärkung erfahren haben, da der All
gemeine Verband der Verſicherungsangeſtellten mit ſeinen
mehr als 15 000 Mitgliedern im deutſchen Verſicherungs
gewerbe als Angeſtelltenvrganiſation von ausſchlaggebender
Bedeutung iſt.

Parteinachrichten
Vadens Demokraten und die Simultanſchule.

Der Parteivorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Par
tei in Baden hat auf einer Sitzung in Karlsruhe mit Ge
nugtuung zur Kenntnis genommen, daß der demokratiſche
Unterrichtsminiſter im Einverſtändnis mit der demokrati
ſchen Landtagsſraktion energiſch für die Erhaltung der ba
diſchen Simultanſchule eingetreten iſt. Die vom badiſchen
Staatsminiſtertum zum Reichsſchulgeſetzentwurf gefaßten Be
ſchlüſſe hält der badiſche Parteivorſtand aber für durchaus
unzureichend, und er erſucht die demokratiſche Reichstags
fraktion, mit allen parlamentariſchen Mitteln auf die Ab
lehnung des reaktionären Keudellſchen Schulgeſetzentwurfes
nd auf die Aufrechterhaltung der Simultanſchule hinzu

arbeiten.

Die Demokraten an Hermann Sudermann.

Der Vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Partei
hat zum 70. Geburtstag an Hermann Sudermann ein
Glückwunſchtelegrainm geſandt, das nicht nur dem hochge

Berufung.

Dr. phil. Hugo Buſſchmann, der bisher als Re
dakteur der Hilfe und des Deinokratiſchen Zeitungs
dienſtes“ kätig war, iſt als Preſſereſerent in das Preu
ßiſche Finanzminiſterium beruſen worden.

Jan Fegter 75 Jahre. r
Am 7. Oktober begeht Jan Fegter das Feſt ſeines

75. Geburtstages in Norden in Oſtfriesland. Seit zwei
Menſchenaltern faſt iſt er der Führer der oſtfrieſiſchen De
mokraten, die mit Teltener Treue und Liebe all die Jahre
hindurch an ihm hingen und heute in ſeiner Patriarchen
geſtalt die Verkörperung ihres Frieſentums verehren. Als
Fegter vor jetzt 20 Jahren zum erſten Male zum Reichs
tag kandidierte, dem er dann bis in die Tage von Wei

mar angehörte, da wurde die Wahlbewegung zu einer
Volksbewegaung, die unter dem Schlachtruf „Jan mütt herin“
in glänzendem Siege den bisher konſervativen Wahlkreis
eroberte Jan Fegter war dann Jahre lang als demokra-
tiſcher Bauernführer einer der bekannteſten Vorkämpfer de
Fortſchrittes, der in 500 Verſammlungen überall in Deutſch
land als „politiſcher Streckenarbeiter“, wie er ſich ſelber
gern nannte, den Kampf gegen den Bund der Landwirte
geführt hat. Jn dem letzten Jahrzehnt betätigte ſich Jan Feg
ter beſonders im Preußiſchen Staatsrat und dem Hanno-
verſchen Provinziallandtag; daneben nützt ſeine engere Hei
mat ſeine ungebrochene Arbeitskraft im Kreistag und Kreis
ausſchuß (als ſtellvertretender Landrat) und in heimatkund
licher Betätigung ſtets von neuem aus. Wir wünſchen dem
bewährten Führer noch lange Jahre ungeſchmälerter Tätig

keit im Dienſte unſerer Partei!

Zeitungsjubiläen.

Der Vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Partei hat
an den „Neuen Görlitzer Anzeiger“, der in fünfzigjährigem
Aufſtieg dem nativnalfreiheitlichen Jdeale hervorragend
diente, ein herzliches Glückwunſchtelegramm geſandt. Ebenſo
hat auch der Parteivorſtand dem „Wiesbadener Tageblatt“
das auf ein 75jähriges Beſtehen am 1. Oktober zurückblicken
konnte und dem deutſchen und liberalen Geiſte ſtets die
Treue gehalten hat, telegraphiſch die herzlichſten Glück
wünſche ausgeſprochen Beide Blätter haben aus Anlaß
ihrer Jubelfeier reichausgeſtattete Sondernummern heraus
gegeben

Keine Schwierigkeiten mehr für die Preußenanleihe?
Wie die N. zu berichten weiß, hat der Generalagent
für Reparationszahlungen, Parker Gilbert, ſeinen Wider
ſpruch gegen die Auflegung der Preußenanleihe zurück
gezogen, nachdem Dr. Schacht die Anleihe ausdrücklich
für produktiv erklärt hat. Es iſt anzunehmen, daß nun
mehr auch die amerikaniſche Regierung der Preußenanleihe
keine Schwierigkeiten mehr in den Weg legen wird, wenn
auch aus techniſchen Gründen die Auflegung ſich noch einige
Zeit verzögern dürfte.

Verant wortlich fur die Redaktion und den Verlag Ludwig

Mün z, Magdeburg Druck: Buchdruckeret Weniger K Co,
G. m. b. H., Deſſau

der Pflichterfüllung, vielen ein er zu

der Geſundheit und des Schaffens beſchteden ſei

Profeſſor Foerſter
und die Demokratiſche Partei

Deutſchnationale Hetze

Ein Teil der deutſchnationalen Preſſe verſucht in
demagogiſcher Weiſe, die Demokratiſche Partei als zum
Anhang des Herrn Foerſter gehörend zu bezeichnen Dieſer
lächerliche Verſuch iſt von vornherein zum Scheitern verur
teilt. Denn es gibt wenige Menſchen in Deutſchland die in
in dem Organ des Herrn Prof. Jverſter ſchlechter be
handelt und mehr beſch,mpft worden ſind als die Führer
der Demokratiſchen Partei, Koch, Erkelenz, Bäumer und
mänche anderen. Mit ihnen war Herr Fverſter ſtets am
unzufriedenſten, und von ſeinem Standpunkt aus mit
Recht. Für die zum großen Teil irrſinnige Foerſterſche Po
litik iſt der politiſch verſtändige Friedensgedanke, wie er
in der Demokratiſchen Partei vertreten wird, natürlich
viel gefährlicher als das Maulaufreißen der Deutſchnatio
nalen, oder als die militäriſchen Uebungen der vaterlän
diſchen Verbände Herrn Foerſters Politik, daß die deutſche
Armee und Wehrmacht völlig zertrümmert werden müßte,
hat in der Demokratiſchen Partei nie einen Freund geſun
den und wird nie einen Freund finden. Und die ſtaats
rechtlichen Konſtruktionen, die Herr Prof. FJoerſter ſich r
Deutſchland vorſtellt, ſtehen im allerſchärfſten Widerſpruch
zu dem ſtagatsrechtlichen Programm, das die Demokratiſche
Partei auf ihrem Hamburger Parteitag verkündet hat,
zum Gedanken des dezentraliſierten Einheitsſtaates. Wer
alſo den Verſuch macht, Foerſter und die Demokratiſche
Partei und ihre Führer auf einen Nenner zu bringen,
tut es aus Dummheit oder aus Böswilligkeit. Wir über
laſſen es der deutſchnationalen Preſſe, aus dieſen beiden
Kennzeichnungen ſich die paſſendſte auszuſuchen. An einem
aber hat die Demokratiſche Partei ein ſtarkes JInter
eſſe, nämlich daran, daß Stahlhelm, Wehrwölfe und ihre
deutſchnationalen Hintermänner nicht die deutſche Außen
politik ſtören und nicht ihre Umſturzpläne gegen die Re

publik durchführen können. 5
Reichspräſident von Hindenburg und

die Demokraten
Glückwunſchtelegramm des Parteivorſtandes

Der Vorſtand der Deutſchen Demokratiſchen Partei
Koch, Erkelens, Fiſcher) ſandte an den Reichspräſidenten
von Hindenburg das nachſtehende Glückwunſchtelegramm:

Hochverehrter Herr Reichspräſident! Der Vorſtand der
Deutſchen Demokratiſchen Partei übermittelt Jhnen zu
Jhrem achtzigſten Geburtstag die herzlichſten Glück und
Segenswünſche der deutſchen Demokraten Die Wünſche
gelten dem höchſten Repräſentanten des Deutſchen Reiches
in dem ſich uns Würde und Einheit der deutſchen Republik
verkörpern. Sie gelten aber auch dem großen Führer in
Kriege und dem Manne, der 1919 treu ausharrend ha
das Chaos zu verhindern. So ſind Sie allen ein Sy

geſtunnnng geworden. Möchten Jhnen not

Glückwunſch der demokratiſchen Beamten

Im Auftrage des Beamtenausſchuſſes der deutſchen
demokratiſchen Beamten von GroßBerlin richtete Poſt
rat Delius an Reichspräſident von Hindenburg folgendes
Glückwunſch Telegramm

Hochverehrter Herr Reichspräſident! Dem höchſten Be
amten der Deutſchen Republik, der in treuer Pflichterſül
lung und getragen von reiner Liebe zum Deutſchen Volke h
ſein verantwortungsvolles Amt getreu dem auf die Reiche IIIb
verfaſſung geleiſteten Dienſteid verwaltet, ſenden wir zum
80. Geburtstag unſere herzlichſten Glückwünſche. Möge ne
es Jhnen, hochverehrter Herr Reichspräſident, der Sie
in der Einigung unſeres Volkes Jhre vornehmſte und
dringendſte Aufgabe erblicken, vergönnt ſein, in dieſen ermez
Sinne auch noch recht lange die Geſchicke des Deutſchen i aus
Vaterlandes zu leiten, damit dieſes ſchwergeprüfte Volk hſich unter der Deutſchlands Einheit verkörpernden ver u

faſſungsmäßigen Flagge wieder in Treue Zzuſammenfindet. eng

Thüringer Demokraten
und die Gemeinſchaftsſchule

Jm thüringiſchen Landtag nahm ber der Beſprechung
über das Reichsſchulgeſetz die demokratiſche Abgeordnete
Frau Dr. Schulz das Wort, die den Abänderungsanträgen
der Regierung zuſtimmte. Frau Dr. Schulz führte u a
weiter aus Die Demokraten haben gegen den Keudellſchen
Schulgeſetzentwurf die gleichen Bedenken geltend zu machen
wie gegen den früheren Entwurf von Schiele Vor allem iſt
es ein irriger Verſuch, zwiſchen Staat und Erziehung
berechtigten einen Gegenſatz zu konſtruieren, der nur im
Obrigkeitsſtaat möglich iſt. Die Denkſchrift des Chriſtlichen

Glternbundes, wonach die Schule in den früheren Einzel
gebieten Thüringens Bekenntnisſchule geweſen ſei, kann
nicht überzeugen. Aber auch wenn die Bekenntnisſchule
da und dort beſtanden haben ſollte, ſo muß jetzt im ein
heitlichen Thüringen auch die neue einheitliche Gemein
ſchaftsſchule aufrecht erhalten bleiben.

Erfreulich iſt das gute Einvernehmen zwiſchen Lehrer
ſchaft und Kirche, um das Thüringen von anderen Ländern
beneidet wird. Die Demokraten ſind damit einverſtanden
daß der Schutz des Artikels 174 der Reichsverfaſſung
erſtrebt wird, doch erſcheint die Schutzfriſt von fünf Jahren
als ungenügend, und es muß deshalb erreicht werden, daf
dieſer Schutz inhaltlich feſtgeſtellt wird. Das aber durch r
zuſetzen, braucht Thüringen eine ſtarke Front, und des
halb iſt die Schwenkung der Sozialdemokratie bedauerlkich
Der ſozialdemokratiſche Redner unterſtützt nunmehr di
Zerſplitterung des thüringiſchen Schulweſens, die ſich beſon
ders für Thüringen mit ſeinen vielen kleinen Schulgemein
den ganz verhängnisvoll auswirken muß. Weil wir nack
Volksgemeinſchaft und Volkseinheit ſtreben, deshalb müſſe
wir uns zuſammenfinden und für die Gemeinſchaftsſchule

eintveten, S

S
S 7



chäden,
ch im mühſeligen Aufbau ihres Geſchäftes und glaub-

Fteuerfragen des Mittelſtandes
Von Bäckermeiſter Karl Hourtz, Vochum,

Mitglied des Preußiſchen Landtages.

Am 13. Februar 1919 verkündete das damalige
eichsminiſterium in der Nationalverſammlung ſein Re
jerungsprogramm. Neben vielen anderen Verheißun
en befindet ſich in dieſen Richtlinien folgender Satz:
Förderung der durch die Kriegsfolgen ſchwer geſchä
hädigten mittleren und kleineren Gewerbe
etriebe“. Viele Tauſende von gewerblichen Mittelſtänd
rn, denen durch das ſogenannte vaterländiſche Hilfsdienſt-
eſetz mit ſeiner Zuſammenlegung der Betriebe ſchwere

ſelbſt Exiſtenzvernichtung bereitet war, befanden

n, daß nach ſolchen Worten ihnen auch durch die Tat
igeſprungen würde. Jch will nicht rückwärtsſchauen, alles
nrecht der öffentlichen Gewalten gegen den Mittelſtand
kapitulieren; aber die Erinnerung an die ungeheuerliche

euerliche Ausbeutung des Mittelſtandes in den
ahren 1924-26, in Verbindung mit der Hergabe von

ner Milliarde Kredit aus öffentlichen Mitteln an die
and wirtſchaft und erſt recht die Zu weiſung der 715
illionen an die Ruhrinduſtrie ſteht uns doch
zu deutlich noch vor Augen. Hier offenbart ſich der
egenſatz zwiſchen den Worten, die dem Mittelſtand ent
ten werden und den Taten, die die Großinduſtrie und
roßland wirtſchaft heimlich ſchmunzelnd quittierten. Frei
ch, der Mittelſtand, von Großinduſtrie und Großland
irtſchaft aufgefordert, eine derartige Politik zu unter
n itzen, hat dem im weitgehendſten Maße entſprochen. Heute
erden die Realſteuergeſetze neu geregelt und es iſt wieder
kuell in den Kreiſen, die die Reichsregierung beherrſchen,
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n Handwerkerfreund zu mimen. Erfreulicherweiſe ſind
ſonders die Hand werker recht mißtrauiſch geworden,

a Wenn die Sachwalter der Großwirtſchaft auf den Tagungen
n

un
s Handwerks die Verbundenheit zwiſchen Handwerk und
roß wirtſchaft darſtellen.

Als die Reichsregierung den Millionenſegen auf die
uhrinduſtrie niederließ, unter Verletzung des Etatsrechts
s Reichstages, hat kein großinduſtrieller Führer ſich der
erbundenheit mit dem gewerblichen Mittelſtand erinnert
id ſich ſorgend bemüht, daß auch dieſe ſeine Schäden
zahlt erhalte. Ebenſo undenkbar iſt es auch, daß eine
egierung zugunſten des Mittelſtandes das Etatsrecht der
arlamente verletzt. Wir wünſchen das auch nicht!

Was wir aber unbedingt wünſchen müſſen, iſt, daß
e Steuergeſetze ſich im Einklang befinden mit den Be
mmungen der Verfaſſung. Der Artikel 134 der Reichs
rfaſſung lautet: „Alle Staatsbürger ohne Unterſchied tra

n im Verhältnis ihrer Mittel zu allen öf-
Laſten nach Maßgabe der Geſetze bei. Beim Ein

S menſteuergeſetz und auch bei den Geſetzen zur Ver
Igensbeſteuerung iſt dieſem Grundſatz Rechnung getragen.

gegen ſind die Realſteuergeſetze die reinſte Pa
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die auf den Artikel 134 der Reichsverfaſſung. Hier
gt die Urſache, die der Ausbreitung wahrer Stagatsge-
nung im Mittelſtande im Wege iſt. Es iſt die große

huld bürgerlicher Parteiführung, daß der Sinn für Recht
d Gerechtigkeit, wie auch der Wille zur Mitarbeit
d Mitentſcheidung in dieſem Sinne ignoriert wurde
d noch wird. Wie wäre es ſonſt möglich geweſen, daß

Steuervorrecht und Unrecht bis auf den heutigen Tag
halten haben. Auch die Reichsregierung und die hinter
ſtehenden Parteien werden ſich überzeugen müſſen, daß
m Steuervereinheitlichungsgeſetz die poli
hen Sinne des Mittelſtandes nicht ſo grob ſind, um nicht
i Widerſpruch von Worten und Taten herauszuempfin
n. Allzu tief hat ſich ſchon die Ueberzeugung von der
ausrottbarkeit des Steuerunrechtes in die Herzen vieler

htſchaffener Handwerker und Kleingewerbetreibenden ein
reſſen. Bei der Hauszinsſteuer haben wir die gleiche un
echte Bevorzugung beſtimmter Schichten. Jeder im Lande
iß: ohne die Hauszinzſteuer können weder die Etats

Länder noch der Gemeinden balanziert werden. Auch
iß jeder, wie notwendig die Finanzierung des Wohnungs
ies durch die Hauszinsſteuer iſt, aber, daß die Haus
sſteuer die vermögendſten Landwirte nicht zu

z len brauchen, während ſie auf der armſeligſten Werk
te und Wohnung eines Gewerblers laſtet, ſchafft Span
agen im Volke, die ſich einmal zum ſchweren Schaden

Nutznießer ſolcher ſteuerlichen Unmoral entladen wer
Auch halten Regierung und Regierungsparteien an

d Fiktion feſt, daß die Gewerbeertragsſteuer die gerech
e Grundlage der Gewerbebeſteuerung ſei. Auf dieſe
ſicht ſind auch die Maßzahlen des Erxtragstarifes im

Dhmengeſetz für die Gewerbeſteuer zugeſchnitten. Dabei
d ionſtriert das Leben jeden Tag die Kunſtfertigkeit der
Eoßbetriebe, ertraglos zu arbeiten und doch gedeihend
i auszubreiten. Ja, im 8 12 dieſes Geſetzes ſchafft

Regierung der Großinduſtrie ein Jnſtrument, mit dem
bisher beim beſten Willen nicht zu verheimlichende

Erag noch beſeitigt werden kann. Vier Prozent des
Krtes der Betriebsgrundſtücke ſollen nach dieſem Para

phen von den Reineinkünften und Hinzurechnungen ab
gen werden. Rieſenſummen für die Jndu-
ſie, jedoch Bagatellſummen für den in eigener Werk
ſt ſchaffenden Handwerker, der außerdem wie alle Ge

b betreibende die Folgen für einen derartigen Ausfall
Geſtalt einer Erhöhung der Zuſchläge zu ſpüren bekäme.

r wollen wir der Regierung die Worte Onkel Bräſigs
aunen: „Nachtigall ick hör' dir laufen“. Solange durch
i Reform des Finanzausgleichs keine gemeindlichen Zu
ige zur Reichseinkommenſteuer, die ja erſt bei 6000 M.
nnen brauchten, beſchloſſen werden, iſt eine Steuer
S ung größeren Stils für den Mittelſtand nicht zu er

ten. Sicherlich können die Steuern auch geſenkt werden
ch eine Reform der Verwaltung. Auch wird es nicht

ſein, was geſenkt werden kann in Steuern

Se

ittelſta
durch Vergrößerung des Kreiſes der Steuerpflichtungen im
oben gezeichneten Sinne. Wenn es aber den bürgerlichen
Parteien ehrlich um den Schutz des Mittelſtandes zu tun
iſt, ſo läßt ſich dieſer Schutz auch bei der Ertragsſtaffeß
bei der Gewerbeertragsſteuer nicht wie in der Vorlage vor
geſehen, zu regeln, ſondern den Aufbau folgendermaßen
vorzunehment
Die erſten 1500 Mark frei, die folgenden 1500 Mark t
die folgenden 1500 Mark 290, die folgenden 1500 Mk. 300
die folgenden 1500 Mark 490 und ab 7500 Mark Se

Hat man nun wirklich die Abſicht, die Steuern aus
den großen Erträgen zu holen, ſo ſteht einer weiteren
progeſſiven Steigerung nichts im Wege.

Die Lage des Bauhandwerks
Von Ehrenobermeiſter Wilh. Knieſt, Kaſſel

Mitglied des preußiſchen Landtags
Es iſt ja Aufgabe eines Abgeordneten, ſich um alles

zu bekümmern, zu verſuchen, Mißverſtändniſſe aufzuklären,
Beſchwerden entgegen zu nehmen, ſie auf ihre Berechti
gung zu prüfen und wenn dieſes der Fall, an geeigneter
Stelle für Abhilfe zu ſorgen. Letzteres gelingt freilich nicht
immer, vor allem in der heutigen Zeit, wo immer noch
nicht begriffen wird, daß wir mehr als je aufeinander an
gewieſen ſind. So habe ich in letzter Zeit lebhafte, und ich
möchte behaupten, zum großen Teil berechtigte Klagen aus
dem Baugewerbe auf meinen Reiſen entgegennehmen müſ
ſen, wenigſtens von den Unternehmern, welche die prak
tiſche Arbeit am Bau leiſten. Es iſt nicht zu beſtreiten,
daß erfreulicherweiſe allenthalben eine rege Bautätigkeit
herrſcht, daß auch wieder ſolidere Etagenhäuſer gebaut wer
den, als in den erſten Jahren nach dem ſog. Friedens
ſchluß. Aber das Arbeiten allein tut es ja nicht, der Hand
werksmeiſter muß verdienen, ſogar ſoviel, daß für ſein
Alter noch etwas übrig bleibt, denn Penſion zahlt ihm nie
mand, allenfalls winkt Verſorgung durch die Gemeinde,
und die iſt nicht lockend. Aber der Staat und die Ge
meinde gebrauchen auch Steuern, und wie ich jeden Tag
hören darf, ſogar recht erhebliche und vielſeitige, der
Unternehmer hat außer der 10 Proz. Einkommenſteuer
und der danach nicht zu knapp berechneten Kirchenſteuer
noch eine ganz erhebliche Zahl andere Steuerabgaben zu
tragen; ſie ſind ſo zahlreich, daß es Mühe koſtet, die
Termine zu behalten.

Nun habe ich mich aber überzeugen dürfen, daß es
dieſes Jahr mit dem Verdienen und dem Steuerzahlen
ſeine großen Schwierigkeiten haben wird, und zwar aus
folgenden Gründen: Man hat ſeitens der ſich leider immer
mehr ausbreitenden Baugenoſſenſchaften, Wohnungsfür
ſorgegeſellſchaften, und wie ſie alle heißen, dieſes Früh
jahr zeitig Ausſchreibungen von Häuſerblocks, fertigzuſtellen
am I. Oktober d. J., vorgenommen, Verträge abgeſchloſſen,
damit keine Nachforderungen kommen, daß die Rechnung
des Voranſchlags ſtimmte.

Und unſere an Arbeit gewöhnten Meiſter haben ſich
beeilt, ſchleunigſt für Arbeit zu ſorgen, daß der Betrieb
läuft, nachdem der ſchlechte Winter, der wenig Arbeits
gelegenheit gebracht hat, vorüber iſt. Sie taten noch ein
Uebriges, ſie haben die Voranſchläge der Bauleitungen
unterboten, obwohl ſie noch gar keine genauen Zeichnungen
über die Art der Ausführung in Händen hatten. Das
iſt natürlich Schuld der Unternehmer, im guten Glauben,
daß die Auskührungen einfachſter Art ſein würden, bindende
Verträge abzuſchließen.

Nun kam aber folgendes, nachdem alles ſchön ver
einbart, Verträge unterzeichnet waren uſw., ſetzte auf
Grund der geſteigerten Bautätigkeit eine Teuerung faſt
alker Rohſtoffe ein; das iſt ja nichts Neues, die Ge
legenheit wird benutzt, Angebot und Nachfrage werden ſtets
den Preis beeinfluſſen

Die Verteuerung der Rohſtoffe von ca. 10 12 Proz.
tragen die Meiſter, ſie haben ja ihren Vertrag ſchlüſſel
fertig 1. Oktober ohne Nachforderung abzuliefern

Ferner kam eine Mietsſteigerung, als deren Folge
Lohnſorderungen der Arbeiter, welche die Gelegenheit genau
ſo wie die Bauſtofflieferanten benutzten, die Unternehmer
ſträubten ſich freilich, aber wir haben ja in Berlin
ein Arbeitsminiſterium, welches Schiedsſprüche verbind
lich erklären kann. Und ſo iſt es geſchehen. Die Meiſter
tragen auch dieſe Erhöhung, alſo auch von dem angeb
lichen Verdienſt.

Jnzwiſchen kamen auch die Zeichnungen der Herren
Architekten und aller anderen, welche heute noch in das
Baugeſchäſt hineinreden, und ſiehe da, die Zeichnungen
waren gar nicht ſo einfach gehalten, wie gedacht, aber im
Vertrage ſteht: alles genau nach Zeichnung; jedenfalls
noch eine Poſition, welche den Verdienſt nicht ſteigert.

Und nun noch eine neuzeitliche Ueberraſchung. Die
Handwerksmeiſter haben ſich, um an die großen Objekte
herankommen zu können, zu Genoſſenſchaften zuſammen
getan, um unter ſich die Arbeiten nach den einzelnen
Handwerken zu verteilen; alſo eine reine Verteilungs
ſtelle ihrer Verdienſtmöglichkeit. Das iſt ja auch das,
was die Herren Regierungsvertreter immer ſagen: Jhr
Handwerker müßt Euch zuſammenſchließen, dazu iſt ja das
Genoſſenſchaftsgeſetz da, um den Kleinen im Lebenskampf
um die Exiſtenz zu ſtärken.Nun haben wir heute auch Finangämter Sie ſind
ja bekannt, ich brauche ſie nicht näher zu ſchildern. Und
die Finanzämter haben herausgefünden, daß dieſe Ge
noſſenſchaften, trotzdem ſie nur Verteilungsſtellen ſind,
ebenfalls Umſatzſteuer zu zahlen haben. Alſo der Hand
werksmeiſter ſoll dieſelbe Arbeit zweimal mit Umſatz
ſteuer bezahlen; da es ſich um große Objekte handelt,
gehen dieſe Beträge in die Tauſende von Mark. Dieſes Sy
ſtem kann ja das Bauen gerade nicht verbilligen, aber
es bringt Geld. Der Herr Reichsfinansminiſter iſt bereits

um Entſcheidung gebeten. Aber auch in dieſem Falle geht
es ja von dem Verdienſt des Unternehmers.

Und dieſen Verdienſt möchte ich am Schluß des Rech
nungsjahres einmal ſehen, ich glaube, die Gemeinden und
die Steuerverwaltungen werden erſtaunt über das Er
gebnis aus dem Baugewerbe ſein. Gewiß, die Leute können
ja bei ſolchem Syſtem Pleite gehen, aber ob dieſes im
Intereſſe des Staates liegt, iſt eine andere Sache. Wer die
heutige Wirtſchaftsordnung erhalten will, dem mag es
zu denken geben.

Politiſche Notizen
Die Abgrenzung der Landesarbeitsämter

Zahlreiche Anträge der Länder
Nach einer Mitteilung des Demokratiſchen Zeitungs

dienſtes“ liegen bei der Reichsanſtalt für Arbeitsver
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung außerordentlich zahl
reiche Abänderungsanträge von Ländern und Gemeinden zu
den Vorſchlägen über die Abgrenzung der Landesarbeits
ämter vor. Die Reichsanſtalt wird ſich in der nächſten Zeit
mit dieſen Anträgen beſchäftigen, die in Verbindung mit
Reichstag und Reichsrat weiter beraten werden ſollen.

Die Deutſchnationalen am Hindenburgtage. Wie
mitgeteilt wird, haben die Deutſchnationalen in Char
lottenburg den Geburtstag des Reichspräſidenten dazu
benutzt, um eine umfangreiche Flugblattverteilung vor
zunehmen. Jn dem uns vorliegenden Flugblatt heißt
es u. a. „Unter dem neudeutſchen Parlamentarismus von
heute geht Macht vor Recht. Hinein deshalb in die Deutſch
nationale Volkspartei, die unſeren Hindenburg auf den
Schild erhoben und in Zähigkeit und Treue mit dem Vater
das Vaterlandes am Wiederaufbau arbeitet.“ Das deutſch
nationale Parteigeſchäft, das mit dem Geburtstag des
Reichspräſidenten veranſtaltet werden ſollte, iſt klar er
kennbar geworden.

Der Präſentiergriff iſt wieder da. Der Präſentier
griff, der bereits während des Krieges als völlig über
flüſſig nicht mehr geübt wurde, hat jetzt in der Reichs
wehr wieder ſeinen Einzug gehalten. Das „Heeresver-
ordnungsblatt“ teilt mit, daß bei feierlichen Gelegen
heiten (Parade, Ehrenkompagnien) Jnfanterie- und Pio
niertruppenteile als Ehrenbezeigungen den Präſentiergriff
auszuführen haben.

Anſere Parteifreunde
bitten wir dringend, überall in Hotels, Gaſthöfen und Cafés,
an Zeitungskiosken und Bahnhofbuchhandlungen die

zu verlangen, und uns Mitteilung zu machen, wo unſere

Wochenſchrift nicht zu haben iſt.
Alle Republikaner und Demokraten unterſtützen unſere
Wochenſchrift durch einen feſten Bezug, der beim Verlag
Magdeburg, Breiterweg 139/140 oder beim Poſtamt zu
beſtellen iſt.

Die Anhänger derDeutſchen Demokratiſchen Partei
bitten wir, Freunde und Bekannte zu veranlaſſen, die
Mitteldeutſche Rundſchau zu halten. Als offizielles Organ der
Deutſchen Demokratiſchen Partei bringt ſie über politiſche,
wirtſchaftliche ſoziale und kulturelle Fragen gründliche und
aufklärende Aufſätze. Sie iſt die Waffe im Kampf um die
Ziele und Beſtrebungen unſerer Partei

Hier abtrennen!

An
das Poſtamt (Zeitungsſtelle)

(Unfankiert in den Briefkaſten werfen!
Hier!

Ich beſtelle hiermit

Exemplare

Mitteldeutſche Rundöſchau
für den

Monat November
und bitte den Bezugspreis von 75 Goldpfennig zuzüglich
6 Goldpfennig Zuſtellungs Gebühr durch den Briefträger
bei mir erheben zu laſſen.
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